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des Lebens eine tragfähige Antwort ztt

159. Herbstkonferenz der

Die Osterreichische Bischofskonferenz
tagte
Franz
in Wi
bischo
ersten offiziellen Besuch der Bischofskon-
ferenz ab und überbrachte seine Wünsche
zur guten Ar-beit und Zusammenarbeit.

Weihbischof Dr. Alois Wagner teilt als
Pressesprecher der Osterreichischen Bi-
schofskõnferenz aus dem Gesamtpro-
gramm mit:

1. Medienserninar am B. November 1976

Vor der Bischofskonferenz fand am
lVIon
ges
dina
teil.
renten Bischof Dr. Stefan Laszlo sprach
der Geistl.-Assistent für das Zentrum für
Massenkornmunikation Pfarrer Müller im
Namen der Verantwortlichen Dr' Stauber,

verkündet werden ,,im Durcheinander der
Einflüsse, Erfahrungen, Reaktionen, im
Gewimmel von Haß und Leidenschaft, von
Armut und Verschwendung", um den
Menschen den rechten Weg zu weisen.

Im zweiten TeiI fand nach einem Einlei-
tungsreferat von Herrn Dr' Stauber das
Gespräch mit den drei Programminten-
danten In der Maur, Weis und Kreuzer
statt, sowie eine Begegnung mit dem Ge-
neralintendanten Dr. Oberhammer. ZieI
d.es komprimierten Gespräches, an dem
auch Dr. Fellner und Ing. Karlberger teil-
nahmen, war die Information, die Klä-
rung einzelner Fragen sowie die Betonung
der Aufgabe der Kirche,'durch die Massen-
medien lm Dienst der Gesellschaft tätig
sein zu können. Das Gespräch soll zv ge-
gebener Zeit wieder fortgesetzt werden.

2. Kommissionssitzungen
Zur unmittelbaren Vorbereitung der

Bischofskonferenz fanden am Nachmittag
des B. Novembers Kommissionssitzungen
statt zu den Themen: ,,Glaube und Ver-

strative Maßnahmen zu beengen. Die Bi-
schöfe haben mit Interesse die Erklär'un-
gen der zuständigen Regierungsstellen ge-
hört. Wir wissen uns in unserer hier kund-
getanen Einstellung einig mit. der evalge-
lischen Kirche AB uird IiB in Osterreich,

österreichischen Bischöfe

kündigung", ,,Pastoral und Liturgie" und
,,Träger kirchlicher Dienste"; die Kommis-
sion ,,Finanzen" zvr Vorbereitung der
Haushaltspläne 1977, die am 9' November
bestätigt wurden, fand bereits am 6. Ok-
tober 1976 statt.

3. BischofssYnode 1977

Die römische Bischofssynode Oktober'
7977 hat das Thema ,,Die Katechese in
unserer Zeit, rnit besonderer Berücksich-
tigung atechese"-
Die vo Stellung-
nahme d werden
für eine gemeinsame Eingabe bearbeitet.
Die Bischofskonferenz wählte als ihren
Vertreter für die Bischofssynode den Di-
özesanbischof von St. PöIten, Dr. Franz
Zak. Kardinal Dr. König wird als Leiter
des römischen Sekretariates für die Nicht-
gläubigen ebenfalls teilnehmen'

4. R ömischer Visitations-
,,Ad-limina"-Besuch 1977

Unter dem Tagesordnungspunkt Römi-
sche Dokumente wurde dem alle fünf
Jahre stattfindenden cffiziellen Besuch der
Bischöfe Osterreichs in Rom ein besonde-
rer 'Wert eingeräumt. Auf Wunsch cles

Hl. Vaters werden alle österreichischen
Diözesanbischöfe mit Herrn Kardinal Kö-
nig den Ad-limina-Besuch in Rom gemein-
sam machen; vorgesehener Termin ist: 12'
bis 18. September 1977. trin gemeinsarner
Bericht über die Kirche in Österreich in
den letzten fünf Jahren wird bereits von
einer Fachkommission erstellt; dieser 5-
Jahres-Bericht uncl die einzelnen Diöze-
sanberichte werden übergeben werden.

5. Rat der Europäischen
Bischofskonferenzen

Der Bericht über die europäische pasto-
rale Zusammenarbeit im bestehenden Rat,
sowie die Planungen für das europäische
Bischofssymposion 19?B wurden entgegen-
genommen. \Meihbischof Wagner, Linz,
wurde für weitere drei Jahre zum Vertre-
ter der Osterr. Bischofskonferenz bestellt.
Das Vatikanische Staatssekretariat hat
ein eigenes Sekretariat in Brüssel und
Straßburg eingerichtet, damit die Belange
der Kirche wahrgenommen und die Infor-
mation aller Bischofskonferenzen Europas
vollzogen werden können.

I

v

6. tr(irche in der Gesellschaft
Die Bischöfe erklärten, daß sie aus ihrer

grundsätzlichen Verantwortung für die Lei-
tung der Kirche heraus die christlichen
Grundsätze immer wieder verkündeir und
an alle Menschen appellieren, im persön-
lichen und gesellschaftlichen Leben den
rechten Weg zu gehen. Die Kirche kann
nicht schweigen, wenn Grundwerte wie
menschliches Leben, Ehe und Familie, sitt-
Ìiche gesunde Lebenssituation in Gefahr
kommen.

In diesem Sinne hat Herr Kardinal Kö-
nig in den letzten Tagen eindeutige Worte
zum Schutz der Familie, insbesondere der
Frauen und Kinder im Falle der Ehe-
scheidung gesprochen. Auf Grund der
neuesten parlamentarischen Diskussion
gaben die österreichischen Bischöfe eine
Erklärung (Art. 158).

Ferner wurde festgestellt, daß die Kir-
che nicht irgendein Verein und die Lehre
der Kirche keine ldeologie sei. Die Kirche
ist Glaubensgemeinschaft und die Lehre
Christi hat gültigen, zeitungebundenen
ständigen Wert.

Unter den verschiedenen Problempunk-
ten haben die Bischöfe zu der Infragestel-
lung des Religionsunterrichtes Stellung
Élenommen - 

siehe Art. 158.

7. Ethnische Minderheiten
Die österreichische Bischofskonferenz

weist angesichts der intensiven Diskussi-
onen zur Frage der ethnischen Minder-
heiten 

- 
da dies auch eine seelsorgliche

Frage ist 
- 

auf die Beschlüsse des öster-
reichischen Synodalen Vorganges hin, wo
für das Recht der Nlinderheiten eingetre-
ten wird,.(OSV, 2. Kapitel) und wo es im
Leitsatz heißt:

,,411e Volksgruppen haben ein Recht auf
ihren auch zukünftigen Bestand und ihre
harmonische religiöse, kulturelle, wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Entfal-
tung." (1. 4. 1.)

,,AlIe Katholiken Osterreichs sind auf-
gerufen, mit jenen Mitmenschen, die sich
in Osterreich als Minorität zum Beispiel
'ü/egen ihrer anderen Muttersprache in ei-
ner Isolation befinden, in Brüderlichkeit,
gegenseitiger Achtung und Unterstitzung
zusammenzuleben. Sowohl in den Reihen
der Minderheit als auch in jenen der Mehr-
heit muß vermieden werden, das Zusam-
menleben und die Zusammenarbeit durch
Abkapselung und Überspitzung der eige-
nen Position zu erschv/eren oder gar in
Frage zu stellen." (1. 4.2)

Die Kirche wünscht, daß im Geiste
christlicher Gerechtigkeit und Liebe groß-
zügig von allen österreichischen Staats-
bürgern und den zuständigen Stellen eine
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befriedigende Lösung in der Minderhei-
tenfrage gefunden werde, da Unfriede
und Streit niemand nützt. Die konkreten
Fragen sind politische Entscheidungen, die
jeder Osterreicher, gleich welcher Spra-
che er angehört, in seinem Gewissen zu
verantworten hat.

8. Liturgie
Erzbischof Berg berichtete über die

gute trntwicklung der liturgischen Re-
form, über die neuen Richtlinien über die
eucharistische Frömmigkeit. Die Zusam-
menarbeit im deutschsprachigen Raum für
die liturgische Vertiefung der Christen
geht gut voran, wodurch störende Vor-
gänge sicher bewältigt werden können.
Die Kirche bleibt ihrer Tradition treu,
aber sie wird die liturgische Seelsorge für
unsere Zeit gestalten, so daß alle Gläubi-
gen voll und ganz mittun können.

Das neue Gebet- und Gesangbuch ,,Got-
teslob" ist im deutschspracJ:rigen Raum
mit über ? Millionen Exemplaren verbrei-
tet. Die besondere Vertiefung der Mit-
feier und des Empfanges der Sakramente
wird als pastorales Anliegen und Kontakt-
möglichkeit mit allen getauften Katholi-
ken hervorgehoben. Das pastorale Taufge-
spräch mit Eltern und Paten vor der Taufe
erweist sich als besor'-ders fruchtbar.

Für die Priester und Ordensleute wird
im kommen^den Jahr das neue Brevier fer-
tiggestellt werden.

9. Theologische Ausbildung
und Erwachsenenbildung

Die theologische Ausbildung der Theo-
Iogen in Osterreich und die Weiterbildung
wird durch die Dekanekonferenz der theo-
logischen Fakultäten, sowie durch die Re-
gentenkonferenz'ständig beraten. Diese
Zielpunkte werden in Rom vom 23. bis
30. November 1977 gesamtkirchlich bera-
ten, wo auch die Vertreter der österrei-
chischen theologischen Fakultäten teil-
nehmen.

Die österr. Bischofskonferenz hat
auch die neue Form des theologischen
Hochschulstudiums der Nichtmaturanten
ab Herbst 1977 rnit Interesse zur Kennt-
nrs genommen.

Der Bericht über die bedeutsame Tä-
tigkeit kath. Erwachsenenbildung wurde
positiv bewertet und festgestellt, daß ge-
rade auch auf diesem Gebiet die Kirche
eine wichtige Aufgabe für die Gesell-
schaft leiste.

10. Laientheologen
Für die Ausr,vahl, die Ausbildung und

den Einsatz der Laientheologen sorgen
sich in Osterreich in allen Diözesen zu-
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ständige Referenten, wie auch Seelsorger
an den Studienorten. Die Bischofskonfe-
renz hat Herrn Weihbischof Mayr aus
Salzburg als zuständigen Verbindungs-
mann zur Bischofskonferenz bestellt, der
die einzelnen Anliegen und Ziele wahr-
nehmen soll.

11, Okumene
Die Bischofskonferenz nahm den Vor-

schlag der Kath.-Evangelischen Kommis-
sion über ein Arbeitspapier ,,Die katholi-
sche Trauung unter Mitwirkung eines
evangelischen Pfarrers" und im Sinne der
Mischehenseelsorge ebenso die,,Handrei-
chung für ein Gespräch mit bekenntnis-
verschiedenen Brautleuten über die
Taufe und die Ehe" zur Kenntnis.

Es wurde gutgeheißen, daß in der Sek-
tenfrage die Kath.-Evangelische Kommis-
sion einen gemeinsamen Weg geht und
das Sektenreferat der Erzdiözese Wien
auch als Informationsstelle dienen kann.
Das Sektenproblem soll auch bei den ver-
schiedenen Zusammenkünften von Eltern-
und Familienverbänclerr zl)t Sprache ge-
bracht werden.
Die Not für die Eltern durch Sekten be-
einflußter Kinder muß ganz ernst genom-
men werden. Es wird auch auf die Gefah-
ren der Unterwanderung unter Mißbrauch
der Gastfreundschaft kirchlichen Raums
gewarnt.

12. Für Menschenwürde und Gerechtigkeit
Die Bischöfe verfolgen mit großem In-

teresse die Tätigkeit von Amnesty Inter-
national, die konkrete Appelle, Aufforde-
rlrngen und Hilfsaktionen gegen Unge-
lechtigkeit, Folter und Freiheitsberau-
bung sowie Kerker und Gewalttaten in
aller Welt macht.

In diesem Sinne stimmt man den SteI-
lungnahmen der,,Osterreichischen Liga
für die Vereinten Nationen" zu, die alle
internationalen Terrorakte verurteilt und
alle politischen und gesellschaftlichen
Mächte wie auch an die Massenmedien
appellieren, der Frage der Bekämpfung
breiten Raum zu widmen.

Es v¿urde auf den Leitsatz des Osterr.
Synodalen Vorga.nges hingewies.en :

Alle katholischen Christen Osterreichs
mögen sich ihrer Apostolatsaufgabe be-
wußt werden und im Geiste Christi ge-
mäß ihren Möglichkeiten den Mitmen-
schen dienen. Vor allem sollen sie im per-
sönlichen Bereich und im politischen Le-
ben für Frieden und Verständigung ein-
treten. Ihre Aufgabe ist es, gegen jede
WilÌkür und Unterdrückung, gegen Terror
und Gewalt und gegen jeden Mißbrauch
der Macht aufzutreten und allen, die ma-

terielle und geistige Not leiden, brüder-
iiche Hilfe zu leisten." (ill1.2.2.)

13. Katholische Aktion Osterreichs
und Apostolische Bewegungen

Die Bischofskonferenz hat das neue Prä-
sidium der Kath. Aktion Osterreichs be-
stätigt und einstimmig den neuen G.eistli-
chen Assistenten der Kath. Aktion Oster-
reichs, P. Provinzial Dr. Kraxner bestellt.
Ebenso wurde die neue Leitung des Ka-
thoiischen Akademikerverbandes Oster-
reichs bestellt. Dem scheidenden Präsi-
dium ur-id Mitarbeitern der Leitung, ins-
besondere auch dem bisheriSlen Geistlichen
Assistenten, PräIat Dr. Karl Strobl, wurde
der Dank ausgesprochen. Die Berichte des
Osterr. Laienrates und der kath. Ver-
bände wurden mit Dank zur Kenntnis ge-
nommen. Die umfassende Tätigkeit des
I{ath. Familienverbandes und des Katho-
lischen Familienwerkes wird in unserer
Zeit der Auseinandersetzung über Ehe
und Familie a1s besonders bedeutsam an-
erkannt. Die Bischöfe rufen die Katholiken
Osterreichs auf, sich besonders um die ent-
sprechende Vorbereitung und Sicherung
von Ehe und Familie zu sorgen; sie mögen
sich in den Fragen der Ehescheidung und
in clen Problemen der Ehezerrüttung fùr
eine gesunde neue Strukturierung der Ehe
einsetzen.

In besonderer Weise begrüßen die Bi-
schöfe Osterreichs das ORF-Kolleg ,,Wem
glauben?" und laden alle Katholiken zur
Teilnahme ein. Allen Mitarbeitern, ins-
besondere Herrn PräIat Dr. Karl Strobl

"vird 
Anerkennung ausgesprochen. Es ist

erfreulich, daß wiederum das größte ORF-
Kolleg durchgeführt werden kann. Da die
Thematik zu den grundlegenden Fragen
christiicher Weltorientierung und Glau-
bensbildung gehört, stellen sich die Bi-
schöfe r¡oll hinter dieses ORF-Glaubens-
kolleg.

14. Pressefragen
Die Bischofskonferenz nahm die Neu-

orientierung der ,,Furche" mit Dank zur
Kenntnis und freut sich über das Engage-
ment für diese wichtige Wochenzeitung.
Zugleich empfiehlt sie den Katholiken,
sich um alle kathclischen Presseorgane zu
sorgen und sowohl diese katholischen
Presseorgane aJ. kaufen als auch in ihnen
selbst mitzuwirken. Gerade auch die 'iun-
gen lVlenschen sollen im Bereich der katho-
lischen Presse sich einfinden und es wäre
wünschenswert, wenn eine systematische
Ausbildung und Formung katholischer
Journalisten in Zukunft noch viel besser
gelingen würde.

Der Bericht über die Zusammenkünfte
der Kirchenzeitungsredakteure wurde

entgegengenommen und die geistige und
entsprechend redaktionelle Zusammen-
arbeit mit den Kirchenzeitungen Oster-
reichs wurde gutgeheißen. Insbesondere
wurde die letzte Tagung besprochen, wo
auch drei Bischöfe teilgenommen haben.
Gespräche mit den Journalisten der Kir-
chenpresse werden f ortgesetzt.

15. Europäischer Hilfsfonds
Für die Anliegen der r¡erschiedenen Di-

özesen des Ostens und Südostens Europas
hat die Österr. Bischofskonferenz wieder
4. Miltionen Schilling zur Verfügung ge-
stetlt. Dieses Geld soll eine Beihilfe sein,
um einzelnen kirchlichen Zentren in ihrer
seelsorglichen Tätigkeit eine Unterstüt-
zu::rg zu bieten. Es soll zugleich ein Zeichen
der brüderlichen Verbundenheit sein mit
allen Diözesen in diesen Ländern.

16. Träger hirchlicher Dienste
Es wurde der Ber-icht der vielfältigen

gesamtösterreichischen Organisationen
entgegengenommen, die sowohl Fragen
der Priester der Ordensleute, der Laien-
bewegungen und des Einsatzes haupt-
beruflicher Laien im kirchlichen Dienste
umfassen. Die Bischöfe stellten fest, daß
es erfreulich ist, daß in allen Sparten gute
Initiativen laufen, um sowohl die Prie-
sternachwuchsfrage, lvie das seelsorgliche

Die Vollversammlung beginnt mit
einem Gebetgedenken für den am Vortag
verstorbenen Generaldechant Ehrenkano-
nikus Karl Thöne. Die Mitglieder des Pa-
storalrates senden dem Herrn Diözesan-
bischof Genesungswünsche an sein Kran-
kenlager in Grieskirchen.

Der Pastoralrat stellt sich im Sinne der
gedetzten pastoralen Akzente hinter das
zweite ORF-KoIleg ,,Wem glauben?" und
beschließt einstimmig: Der Fastoralrat
empfiehlt allen Katholiken die Teilnahme
am ORF-Kolleg,,Wem glauben?"'

Aus der Tätigkeit des Vorstandes wird
besonders der Bericht über die Situation
in den Kindergärten herausgegriffen und
der Fachausschuß für sozialkaritative
Dienste beauftragt, die Frage der Kinder-
gärten für die nächste Vollversammlung
des Pastoralrates vorzubereiten. Als ge-
meinsamer Appell wird verabschiedet:

Die Vollversammlung des Pastoralrates
der Diözese Linz weist alle Eltern von vor-
schulpflichtigen Kindern, die Kindergar-
tenerhalter und öffentlichen Stellen auf
den Zielparagraph S 3 (1) des OÖ. Landes-
Kindergartengesetzes hin, in dem es heißt:

160. Aus dem Pastoralrat (6. November 1976)
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Arbeitskonzept der Oldensleute und die
Ausbildung kirchlicher Berufe durchzu-
führen. Die pastoralen Planungen für' ge-
meinsame Anliegen der Seelsorge in ganz
Österreich werden in eigenen Kommissio-
nen beraten -und sowohl kircheninterne
Fragen wie auch Fragen, die die Glaubens-
gefährdung betreffen, werden beraten.
Ñicht frir alle Anliegen und an al1en Plät-
zen, wo Priester gewünscht werden, kön-
nen allerdings Priester zur Verfügung ge-
steLlt werden.

17. Missions-Verkehrs-
Arbeitsgemeinschaft Osterreichs (MM)
Nach langjähriger Tätigkeit legt der

bisherige Präsident Prälat Vieböck den
Vorsitz zurück. Dem scheidenden Vor-
stand wurde die Anerkennung und der
Dank der Bischofskonferenz ausgespro-
chen. Der neue Vorstand wurde rton der
Bischofskonferenz bestätigt. Die MIVA
stellt eine der wichtigen Faktoren für die
internationale Hilfe dar, die von der Kir-
che aus geleistet werden.

1 8. Nächste Bischofskonf erenz
Vom 29. bis 31. l|1'I.àrz 1977 flndet die

Frühjahrskonferenz der Osterr. Bischöf e

in Wien statt, wobei am 28. März 1977 die
meisten bischöflichen Kommissionen be-
reits vorbereitende Gespräche führen.

,,Aufgabe des Kindergartens ist es, die
Erziehung der Kinder durch die Familie zu
unterstützen und at ergä:nzen, Dabei sind
die Anlagen der Kinder nach grundlegen-
den sittlicJren, religiösen und sozialen
Werten ihrer Entwicklung entsprechend
zu entfalten."

\MeiI die Berücksichtigung der religiösen
Werte im Kindergarten nicht möglich ist
ohne religiöse Zeichen, religiöse Thematik,
religiöses Liedgut und Brauchtum, ist es

notwendig, daß diese Elemente in jedem
Kindergarten einen festen Platz haben,
wenn das zitierte Gesetz erfüIlt werden
soll.

Diözesan-Jugendseelsorger Josef Mayr
berichtet über die bisherigen Ergebnisse
des Fachausschusses ,,I(inder- und Jugend-
pastoral" und über die Erhebung von
Gruppen aller kirchlichen Jugendorganisa-
tionen und Zentren, die nach endgültiger
Fertigsteliung allgemein veröffenUicht
wird. Der Pastoralrat empfiehlt den neu
zu wählenden Pfarrgemeinderäten eine
bessere Vertretung der Jugend im PGR.
-Wenn durch die Wahlen nicht mindestens
zrvei Jugendvertreter in den PGR gewählt
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wurden, soll durch Kooptierung eine bes-
sere Vertretung erreicht werden.

Der Pastoralrat empflehlt den Pfarr-
gemeinderäten, die Begegnung zwischen
Erwachsenen und Jugendverantwortlichen
als eine seiner ersten Aufgaben zu sehen.
In gemeinsamer Auseinandersetzung soll
einerseits der nötige Freiraum garantiert
und andererseits aber auch Ubereinstim-
mung über Ziele und Methoden der Ju-
gendarbeit angestrebt werden.

Der Pastoralrat empflehlt die Einset-
zung von Projektgruppen, die im Einr¡er-
nehmen mit der Kath. Aktion im Sinne
der früheren Beschlüsse (LDBI. 1975,
Art. 161) binnen Jahresfrist einen Jugend-
plan für ihre Region erstellen sollen. Vor-
erst sollen folgende Projektgruppen ein-
gesetzt werden: Region Braunau-Mattig-
hofen, Dekanat Freistadt, Wels-Stadt
und Dekanat Bad Ischl.

Damit dieìenigen pfarrlichen Gruppen,
die sich keiner Gliederung zugehörig füh-
len und sich daher als allgemeine Pfarr-
ìugend deklariert haben, auch die Hilfe
der Diözesan-Jugendstelle im Pastoralamt
in Anspruch nehmen können, soll die
Diözesan-Jugendstelle im Einvernehmen
rnit der Kath. Aktion im Lauf dieses Ar-
beitsjahres mit diesen Pfarren in direkten
Kontakt treten und ihre Bedürfnisse und
Wünsche erheben.

Vom Tagesordnungspunkt,,Der diöze-
sane Dienstpostenplan" nimmt der Pasto-
ralrat das künftige Personalkonzept, das
Weihbischof Dr. Wagner als Generalvikar
ähnlich wie beim Priesterrat (vgl. LDBI.
1976, Art. 147) vorgelegt hatte, als Dis-
kussionsgrundlage zur Kenntnis. Stellung-
nahmen der Mitglieder, verschiedener
Gruppen, der Pfarrgemeinderäte und De-
kanatsräte sind bis 20. Jänner 1977 an den
Vorstand des Pastoralrates zu richten.

Aus den bisherigen Erfahrungen erga-
ben sich eine Reihe von Änderungen für
Statut, Geschäftsordnung und Wahlord-
nung für den Pfarrgemeinderat.

Der Pastoralrat beschließt das Statut
für die Pfarrgemeinderäte in der Diözese
Línz mít der dazugehörigen Geschäftsord-
nung und Wahlordnung. Sie wurden in-
zwisthen auch vom Diözesanbischof bestä-
tigt (Vgl. Art. 161bis 163).

Über Vorschlag des Vorstandes und nach
Beratung in der Dedrantenkonferenz be-
schließt der Pastoralrat, daß (in Abände-
rung von LDBI. 1976, Art. 77) für die Waht
der Þfarrgemeinderäte in der Diözese Linz
zwei Termine genommen werden, und
zwar am 20. }lf.ãrz 1977 und am 19. Februar
19?8, wobei besonders der erste Termin
motiviert und propagiert werden soll.

Gleichzeitig beschließt der Pastoralrat
für alle Pfarren der Diözese Linz als ein-
heitlichen Wahltermin: Frühjahr 1982' Da
nach dem neuen Statut die Funktions-
dauer d.es Pfarrgemeinderates auf fünf
Jahre verlängert wurde, ist im Hinblick
auf diesen einheitlichen Termin 1982 für
jene Pfarren, die erst 1978 den PGR wäh-
Ien, Art. 3, Abs. 9 des Statuts zu modi-
fizieren.

Im Bericht ,,Diözesanhaus" konnte
Weihbischof Dr. Wagner über zwei Be-
sprechungen der Bauherrenvertretung mit
der Planungsgemeinschaft der Architek-
ten berichten und über die Unterzeich-
nung des Kaufvertrages Caritas - 

þ¿1¡¡-
herzige Schwestern. Mitte Dezember ist
die Vorstellung des endgültigen Vor-
projektes vorgesehen, dann soll die end-
gültige Entscheidung für das Projekt fal-
len.

Aus Zeitknappheit einigte sich der Pa-
storalrat, daß der Bericht über die Tätig-
keit des Bautenkomitees und aus der Ar-
beit der Fachausschüsse für die nächste
Vollversammlung verschoben werden. Als
Termin für die Frühjahrs-Vollversamm-
lung des Pastoralrates ist Samstag, der
26. März 1977, vorgesehen; als Herbstter-
min wird der 5. November 1977 vorge-
schlagen.

t
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16l. Statut für den Pfarrgemeinderat in der Diözese Linz

Das folgende ,,Statut für den Pfarrgemeinderat in der Diözese Lirtz" mit der dazugehö-
rigen Geschäftsordnung und Wahlordnung wurde bei der Vollversammlung des Pastoral-
rates am 6. November 1976 beschlossen. Als Diözesanbischof gebe ich mit meiner Unter-
schrift die Rechtswirksamkeit und setze gleichzeitig das bisherige Statut, die Geschäfts-
und 'Wahlordnung für den Pfarrgemeinderat in der Diözese Linz (Linzer Diözesanblatt
7972, Art. 96) mit den Änderungen (Linzer Diözesanblatt 1973, Art. 141) außer Kraft.

Möge die Mitarbeit und Mitverantwortung vieler aktiver Katholiken in den Pfarrge-
meinderäten das 'Wirken der Kirche in unseren Pfarren verlebendigen und festigen!

19. November 1976 t Dr. Franz Sa1. Zauner
Bischof von Linz

I. Der Pfarrgemeinderat

Artikel L: Wesen des Pfarrgemeinderates
Der Pfarrgemeinderat ist jenes Gre-

mium der Pfarre, das den Pfarrer bei der
Leitung der Pfarre mitverantwortlich un-
terstützt und - im Rahmen der diözesa-
nen Gesetzgebung - 

in Fragen des pfarr-
lichen Lebens zusammeu mit dem Pfarrer
entscheidet.

Artikel2: Aufgaben
des Pfarrgemeinderates

1. Der Pfarrgemeinderat ist im Rahmen
der kirchlichen Gesetze, Vorschriften und
Richtlinien für das Leben der Pfarr-
gemeinde und für die Erfüllung ihrer Auf-
gaben mitverantwortlich.

2. Ihm kommen insbesondere folgende
Aufgaben zu:

a) Der Pfarrgemeinderat hat die der
pfarrlichen Lage entsprechenden seelsorg-
lichen Aufgaben zu sehen und hiefür ein
Seelsorgekonzepf, zu erstellen. Er hat un-
ter Berücksichtigung des Dekanats- und
Diözesan-Seelsorgekonzeptes für seine
Verwirklichúng zv sorgen.

b) Der Pfarrgemeinderat verwaltet das
ortskirchliche Vermögen, soweit nicht
nach kirchlichem und staatlichem Recht
die Verwaltung anderen Organen (Pfarr-
kirchenrat) obliegt. (Vgl.,,Pfarrgemeinde-
ordnung", Art. 6/3 in LDBI. 1972, Nr. 3.)

c) Der Pfarrgemeirlderat repräsentiert
die Pfarrgemeinde. Die Vertretungsbefug-
nis richtet sich nach Artikel 5.

d) Der Pfarrgemeinderat sorgt entspre-
chend den diözesanen Richtlinien für die
Ausformung der nötigen Strukturen der
Pfarre und fördert die Bildung kirchlicher
Organisatiônen und Gruppen; er regt de-
ren Arbeit an und koordiniert im Hinblick
auf die Pfarrgemeinde.

e) Der Pfarrgemeinderat sorgt für die
erforderlichen Informationen nach innen
und nach außen (insbesondere auch an das
Dekanat und an die Diözese).

Artikel 3: Zusammensetzung
des Pf arrgemeinderates

1. Der Pfarrgemeinderat setzt sich zu-
sammen aus amtlichen, gewählten und be-
rufenen Mitgliedern.

2. Die amtlichen Mitglieder sind:
a) Der Pfarrer, die übrigen Pfarrseelsor-

ger und die hauptamtlichen Pastoralassi-
stenten (Pastoralassistentinnen).

b) Ein Vertreter der außer den Pfarr-
seelsorgern in der Pfarre tätigen Reli-
gionslehrer.

c) Ein Vertreter der hauptamtlich Be-
diensteten einschließlich der ständigen
Caritashelf er(innen).
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d) Der Obmann-Stellvertreter des
Pfarrkirchenrates (Fachausschusses Fiuan-
zen).

e) Je ein Vertreter der in der Pfarre tä-
tigen männLichen und weiblichen Ordens-
angehörigen.

f) Drei Vertreter der Kath. Aktion, da-
von ein Vertreter der Jugend.

im Pfarr-
en Bewe-
Forum für
er Diözese

Linz vertretenen Organisationen.
3. Die Art der Entsendung der amtli-

chen Mitglieder ergibt sich aus der Wahl-
ordnung für den Pfarrgemeinderat.

4. Die gewählten Mitglieder des Pfarr-
gemeindeiates werden in geheimer Wahl
bestimmt. Wählbar ist jedes Glied der
Pfarrgemeinde, das am 31. Dezember cles

Wahliahres das 17. Lebensjahr vollendet
hat und zur Übernahme der Aufgabe be-
reit ist. Wahlberechtigt sind alle Glieder
der Pfarrgemeinde, die am 31. Dezember
des Wahljahres das 17. Lebensjahr voll-
endet haben. Das Nähere hierüber, ins-
besondere auch die Gründe, die vom akti-
ven oder passiven Wahlrecht ausschließen,
bestimmt die Wahlordnung für den Pfarr-
gemeinderat.

5. Der Pfarrgemeinderat sol.l. der Größe
der Pfarre entsprechen. Er hat in den
Pfarren bis 3000 Katholiken zwischen
13 und 21 Mitglieder, in Pfarren über
3000 Katholiken zwischen 21 und 31 Mit-
glieder.

6. Mindestens die Hälfte aller Mitglie-
der des Pfarrgemeinderates müssen ge-
wählte Mj.tglieder sein. Sollten die amt-
lichen Mitglieder mehr als die Hälfte der
vom Pfarrgemeinderat festgelegten An-
zahl von Mitgliedern ausmachen, so ist die
ZahI der zu wählenden Mitglieder ent-
sprechend zu erhöhen.

7. Berufene Mitglieder sind jene Per-
sonen, die wegen besonderer Sachkennt-
nisse und Aufgaben auf VorschJ.ag des
Pfarrers oder eines anderen Pfarr-
gemeinderatsmitgliedes durch Beschluß
des Pfarrgemeinderates in diesen berufen
werden. EineBerufung kann auch vorVoll-
endung des 17. Lebensjahres erfolgen.

B. In Pfarren bis 3000 Katholiken kann
der Pfarrgemeinderat bis zu vier Perso-
nen, in Pfarren über 3000 bis zu 6 Per-
sonen zusàtzlich berufen, jedoch nur in
dem Maße, daß die Zahl der amtlichen
und berufenen Mitglieder nicht die Zahl
der gewählten Mitglieder übersteigt.

9. Jedem Mitglied steht im Pfarr-
genreinderat eine Stimme zu. Ein Unter-
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schied zwischen den Mitgliedern gemäß
Abs. 2, 4 und ? besteht diesbezüglich nicht.

10. Die Funktionsdauer des Pf arr-
gemeinderates beträgt vom Tag der Wahl
an fünf Jahre.

11. Ðer Pfarrgemeinderat l<ann vor Ab-
lauf der Funktionsperiode seine Auflösung
beschließen. Zu einem solchen Beschluß ist
die Anwesenheit von zwei Drittel seiner
Mitglieder erforderlich. Der Pfarr-
gemeinderat ist aufgelöst, wenn dies von
zwei Drittel der Anwesendetr beschlossen
wird. Sind bei dieser Sitzung weniger als
zwei Drittel der Mitglieder anwesend, so

ist innerhalb von vier Wochen eine neuer-
liche Sitzung einzuberufen. In dieser
neuerlichen Sitzung bedarf es zu einem
Auflösungsbeschluß der absoluten Mehr-
heit der Anwesenden. Der Pfarrgemeinde-
rat gilt a1s aufgelöst, wenn die Zahl der
amtlichen und gewählten Mitglieder unter
die Hälfte sinkt und keine Ersatzleute
mehr vorhanden sind. Von der Auflösung
hat der Pfarrer das Bischöfliche Ordina-
riat unverzüglich zu verständigen.

Endet die Funktionsperiode des Pfarr-
gemeinderates vor Ablauf der fünf Jahre,
so ist ein rreuer Pfarrgemeinderat zu wäh-
Ien, dessen Funktionsperiode jedoch nur
bis zum Ablauf der restlichen fünfjährigen
Periode dauert. Nach der Auflösung des
Pfarrgemeinderates ist die Neuwahl bin-
nen acht Wochen einzuleiten.

12. Die Mitglieder des Pfarrgemeinde-
rates haben ihre Funktion nach Ablauf der
Funktionsdauer bzw. nach Auflösung des
Pfarrgemeinderates solange weiterzufüh-
ren, bis sich der neue Pfarrgemeinderat
tr<onstituiert hat.

13. Verlust der Pfarrzugehörigkeit oder
der die Mitgliedschaft begründenden
Funktion sowie das nachträgliche Eintre-
ten eines Wahlausschließungsgrundes zie-
hen das Ausscheiden aus dem Pfarr-
gemeinderat nach sich, was dieser formell
festzustellen hat. (Vgl. ,,Pfarrgemein-
deordnung", Artikel 3.)

14. Scheidet ein Mitglied des Pfarr-
gemeinderates aus, so ist an dessen Stelle
ein neues Mitglied des Pfarrgemeinde-
rates in gleicher Weise zu bestellen, wie
das zu ersetzende Mitglied bestellt wurde.
Ist der Ersatz bereits bestellt, rückt die-
ser nach.

15. Gewählte und berufene Mitglieder
können vorzeitig abberufen werden, wenn
der Pfarrgemeinderat bei Anwesenheit
von mindestens zwei Drittel einen begrün-
deten Mißtrauensantrag mit Zweidrittel-
mehrheit der Anwesenden annimmt. Das
abberufene Mitglied hat das Recht, binnen
zwei Wochen die ,,Schlichtungs- und

Schiedsstetle der Diözese Linz" anzurufen.
Die Anrufung hat keine aufschiebende
Wirkung.

Anmerkung: Ein Mißtrauensantrag erscheint
insbesondere dann a1s begründet, wenn ein Mit-
glied
ohne
regel
¡ates
fernbleibt.

Der Pfarrer und die übrigen Pfalrseel-
sorger können jedoch nur vom Bischof
abberufen werden.

16. Der Pfarrgemeinderat kann durch
Beschluß seinen Sitzungen fallweise fach-
kundige Personen als Mitarbeiter in bera-
tender Funktion beiziehen.

1?. Die Mitglieder des Pfarrgemeinde-
rates müssen um ihre Aufgaben wissen
und auf deren Erfüllung bedacht sein. Sie
sind vor ihrer WahI (Berufung) darüber zu
informieren und sollen in jedem Arbeits-
jahr an einer den Pfarrgemeinderat be-
treffenden Weiterbildungsveranstaltung
teilnehmen.

Artikel 4: Konstituierung des
Pf arrgemeinderates

1. Die amtlichen und die gewählten Mit-
glieder des Pfarrgemeinderates treten in-
nerhalb sechs Wochen nach der Wahl zur
konstituierenden Sitzung zusammen. Die
rechtzeitige Einberufung obliegt dem
Pfarrer.

2. Die Mitglieder des Pfarrgemeinde-
rates werden vom Pfarrer durch folgen-
des Versprechen auf ihr Amt verpflichtet:

,,Sie versprechen, Ihr Amt im Pfarr-
gemeinderat gewissenhaft zu erfüllen und
am kirchlichen Heilsauftrag unserer Ge-
meinde nach Kräften mitzuwirken."

Die Mitglieder des Pfarrgemeinderates
reichen dem Pfarrer die Hand uud sagen:
,,Ich verspreche es."

3. In der konstituierenden Sitzung ist
die WahI des stellvertretenden Vorsitzen-
den und der übrigen Mitglieder der Lei-
tung vorzunehmen, sofern der Pfarr-
gemeinderat nicht beschließt, die Wahl
erst in der zweiten Sitzung vorzunehmen.

4. Die Namen der Mitglieder des Pfarr-
gemeinderates, der stellvertretenden Vor-
sitzenden und der übrigen Mitglieder der
Leitung sind, nachdem auch die berufenen
Mitglieder feststehen, öffentlich bekannt-
zumachen. Ferner sind die Namen dem De-
kanat und dem Bischöflichen Ordinariat
bekanntzugeben.

Artikel 5: Innere Organisation des
Pfarrgemeinderates

1. Vorsitzender des Pfarrgemeinderates
ist der Pfarrer. Der Vorsitzende vertritt
den Pfarrgemeinderat nach außen und es

I
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obliegt ihm, im Zusammenwirken mit der
Leitung (Abs. 2 und 3) für die Durchfüh-
rung der Beschlüsse des Pfarrgemeinde-
rates zu sorgen.

2. Der Pfarrgemeinderat wählt mit ab-
soluter Mehrheit aus seiner Mitte zwei
Laien als ersten und zweiten stellvertreten-
den Vorsitzenden, von denen einer aus dem
Kreis der gewählten Mitglieder sein muß,
einen Schriftführer und je nach Bedarf
bis zu fünf weitere Mitglieder, die zusam-
men mit dem Pfarrer die Leitung des
Pfarrgemeinderates bilden. Die bestellten
Pf arrseelsorger sincl kraft ihres Amtes
Mitglieder der Leitung. Den Vorsitz in
der Leitung führt der Pfarrer. Der Pfarrer
kann den ersten Stellvertreter zum ge-
schäftslührenden Vorsitzenden des Pfarr-
gemeinderates ernennen. Die Sitzungen
der Leitung sind nicht öffentlich.

3. Wahlvorschläge für die Mitglieder der
Leitung können von jedem Mitglied des
Pfarrgemeinderates eingebracht werden.
Bei der 'Wahl ist zu berücksichtigen, daß
die wichtigsten pfarrlichen Aufgaben-
bereiche in der Leitung vertreten sind.

4. Der Leitung kommen folgende
Aufgaben zu:

a) Sie hat die für eine gedeihliche Arbeit
der Pfarrgemeinde erforderlichen Initiati-
ven zu. entwickeln, entsprechende Vor-
schläge und Anträge zv erarbeiten, die
Sitzungen des Pfarrgemeinderates vorzu-
bereiten und die Tagesordnung festzu-
legen.

b) Ihr obliegt über eigenen Beschluß
oder über Verlangen des Pfarrers die Füh-
rung der laufenden Geschäfte und die Er-
ledigung aller Aufgaben, für die sich we-
der der Pfarrgemeinderat noch der Pfarrer
zuständig erklären.

c) Sie hat an der Durchführung der Be-
schlüsse des Pfarrgemeinderates mitzu-
wirken.

5. Der erste stellvertretende Vorsit-
zende, in seiner Verhinderung der zweite
stellvertretende Vorsitzende, übernimmt
bei Verhinderung des Pfarrers oder über
dessen Wunsch den Vorsitz im Pfarrge-
meinderat und in der Leitung. Darüber
hinaus kann einer der stellvertretenden
Vorsitzenden auf Vorschlag des Pfarrge-
meinderates vom Bischof berufen \Ã/erden,
vorübergehend Vertretungsaufgaben als
,,Pfarrvorstehet" zu übernehmen. Solche
Aufgaben des ,,Pfarrvorstehers" sind bei-
spielsweise:

Besorgen und Einführen von priester-
lichen Aushilfen, die Sorge für Wortgottes-
dienste und die Verwaltung des kirchli-
chen Vermögens, soweit nicht der Pfarr-
kirchenrat zuständig ist. Der Pfarrer, im
Verhinderungsfall der Dechant, führt ihn
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hiezu in den entsprechenden Aufgaben-
bereich ein.

6. Der Schriftführer führt das Protokoll
und den Schriftverkehr im Pfarr-
gemeinderat und in der Leitung. Das Pro-
tokoll des Pfarrgemeinderates wird vom
Vorsitzenden und vom Schriftführer ge-
zeichnet. Ständige Geschäftsstelle des
Pfarrgemeinderates ist die Pfarrkanzlei.

7. Die Funktionsdauer der Leitung ist
gleich der des Pfarrgemeinderates.

B. Der Pfarrgemeinderat wird vom Vor-
sitzenden einberufen. Er hat den Pfarr-
gemeinderat einzuberufen, wenn es die
Leitung beschließt ocler wenigstens ein
Viertel der Mitglieder des Pfarrgemeinde-
rates verlangt.
Artikel 6 : Arbeitsweise
des Pfarrgemeinderates

1. Jede Tätigkeit des Pfarrgerneinde-
rates muß sich auf einen von ihm gefaßten
Beschluß stützen.

2. Die Beschlüsse des Pfarrgemeinde-
rates kommen durch Abstimmung zu-
stande. Der Pfarrgemeinderat ist be-
schlußfähig, wenn ã1le Mitgtieder ord-
nungsgemäß eingeladen wurden und, so-
ferne es sich um eine ordentliche Sitzung
handelt, wenigstens die Hälfte der Mit-
glieder anwesend ist. Kann eine Abstim-
mung wegen Beschlußuirfähigkeit nicht
vorgenommen werden, so schließt der Vor-
sitzende die Sitzung oder er unterbricht
oder vertagt sie. 'Wird der Pfargemeinde-
rat innerhalb von vierzehn Tagen mit det
gleichen Tagesordnung erneut einberufen,
so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der
Anwesenden beschlußfähig. Außerordent-
Iiche Sitzungen sind nach ordnungsgemä-
ßer Einladung aller Mitglieder ohne Rück-
sicht auf die ZahI der Anwesenden be-
schlußfähig. Bei einer außerordentlichen
Sitzung des Pfarrgemeinderates kann nur
über jenen Gegenstand beraten werden,
der Anlaß für die Einberufung der außer-
ordentlichen Sitzung war.

3. Beschlüsse des Pfarrgemeinderates
bedürfen der absoluten Mehrheit der an-
wesenden Stimmberechtigten.

4. Jeder Beschluß bedarf eines Antrages,
der den Wortlaut des vorgeschlagenen Be-
schlusses enthalten muß. Jeder Antrag
kann j ederzeit zurückgezogen werden.

5. Die Sitzungen des Pfarrgemeinderates
sind öffentlich; durch Beschluß kann für
bestimmte Tagesordnungspunkte die Of-
fentlichkeit ausgeschlossen werden.
Artikel 7: Fachausschüsse

L Zur Vorberatung von Tagesordnungs-
punkten des Pfarrgemeinderates und zur
Bearbeitung lau-fender Aufgaben werden
Fachausschüsse eingerichtet. Der Pfarr-
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gemeinderat bestimmt durch Beschluß,
welche ständigen oder nicht ständigen
Fadrausschüsse zu bilden sind, welche Auf-
gaben sie zu besorgen haben, ferner die
Zahl ihrer Mitglieder (Ersatzmitglieder).
Die Mitglieder der Fachausschüsse sind
vom Pfarrgemeinderat aus dem Kreis der
Mitglieder zu wählen.

2. Für die Fachausschüsse kommen ins-
besondere folgende Sachgebiete in Be-
tracht: Verkündigung, Liturgie, Caritas,
Erwachsenenbildung, Jugend, Alter, Fi-
nanzwesen, Bauwesen etc.

3. Jeder Fachausschuß kann durch Be-
schluß weitere Mitgiieder kooptieren. Die
kooptierten Mitglieder haben Sitz und
Stimme im Fachausschuß. Jeder Fachaus-
schuß kann überdies zu einzelnen Ver-
handlungsgegenständen oder einzelnen
Sitzungen Sachverständige beiziehen, de-
nen jedoch kein Stimmrecht zukomrnt.

4. Zur Konstituierung wird jeder Fach-
aussdruß vom Vorsitzenden des Pfarr-
gemeinderates einberufen. Jeder Fachaus-
schuß wählt aus seiner Mitte einen Leiter,
bei ständigen Fachausschüssen audr einen
stellvertretenden Leiter und einen
Schriftführer. Bis zur Wahl des Leiters
führt der Vorsitzende des Pfarrgemeinde-
rates den Vorsitz.

5. Die Fadrausschüsse werden von ihren
Leitern zu den Sitzungen einberufen. Der
Leiter muß den Fachausschuß einberufen,
wenn es mehr als ein Viertel seiner Mit-
glieder oder der Pfarrer verlangen.
Artikel S: Wahlordnung

Das Wahlverfahren für den Pfarr-
gemeinderat und die damit verbundenen
Aufgaben des Pfarrgemeinderates sind in
der ,,Wahlordnung für den Pfarrgemeinde-
rat in der Diözese Línz" festgelegt.
Artikel 9: Geschäftsordnung

Die Einzelheiten des Verfahrens im
Pfarrgemeinderat, in der Leitung und in
den Fachausschüssen sind durch die ,,Ge-
schäftsordnung für den Pfarrgemeinde-
rat in der Diözese" geregelt.

I. Pfarrgemeinderat

Artikel 1: Sitzungen, ordentliche,
außerordentliche

1. Der Pfarrgemeinderat ftilt zu seinen
ordentlichen Sitzungen mindestens vier-
telj ährlich zusaÍtmen.

2. Der Vorsitzende hat darüber hinaus
den Pfarrgemeinderat zu einer ordent-
lichen Sitzung einzuberufen, \Menn es die
Leitung beschließt oder wenigstens ein

II. Die Mitwirkung der Pfarrgemeinde

Artikel 10: Pfarrversammlung
1. Der Pfarrgemeinderat lädt einmal im

Jahr, mindestens jedoch jedes zweite Jahr
alle Pfarrangehörigen zu einer Pfarrver-
sammlung ein. Den Vorsitz führt der Pfar-
rer oder ein stellvertretender Vorsitzender
des Pfarrgemeinderates.

2. Anträge in der Pfarrversammlung, die
wenigstens von doppelt so vielen Stimm-
berechtigten unterstützt werden, wie der
Pfarrgemeinderat Mitglieder hat, müssen
im Pfarrgemeinderat behandelt werden.

Artikel 11: Initiativanträge der Glieder
der Pfarrgemeinde

1. Ein Initiativantrag muß schriftlich
beim Vorsitzenden des Pfarrgemeinde-
rates eingebradrt werden.

2. Der Antrag muß von mindestens so
vielen Personen unterschrieben sein, wie
der dreifachen Anzahl der Pfarrgemeinde-
ratsmitglieder (Art. 3. Abs. 5) entspricht.
Zur Unterfertigung des Antrages sind nur
Personen befugt, denen das aktive Wahl-
recht zum Pfarrgemeinderat zukommt.

3. Der Antrag hat die Bezeichnung eines
Bevollmächtigten (Familien- und Tauf-
name, Beruf, Adresse) zu enthalten, der
die Unterzeichner des Antrages vertritt.

4. Die Unterzeichner des Antrages ha-
ben ihrer Unterschrift den Namen in
Blockbuchstaben, das Geburtsdatum und
die Wohnadresse beizufügen.

5. Die Leitung des Pfarrgemeinderates
hat die geleisteten Untersdrriften zrr
überprüfen und im Falle der Zulässigkeit
des Initiativantrages diesen Antrag bei
der nächsten Sitzung des Pfarrgemeinde-
rates auf die Tagesordnung zu setzert.

6. Der Bevollmächtigte (gemäß Abs. 3)
ist bei der Behandlung des Tagesordnungs-
punktes zu hören.

7. Der Beschluß des Pfarrgemeinderates
in dieser Angelegenheit ist dem Bevoll-
mädrtigten schriftlich mit Begründung
nachweislich zuzustellen.

Viertel der Mitglieder des Pfarrgemeinde-
rates es verlangt.

3. Der Pfarrgemeinderat tritt zu einer
außerordentlidren Sitzung zusammen,
'wenn es der Pfarrer oder der Bischof ver-
langt, wenn die Leitung es beschließt oder
'wenn wenigstens ein Viertel der Mitglie-
der des Pfarrgemeinderates es verlangt.

4. Die Sitzungstermine der ordentlichen
Sitzungen legt die Leitung fest. Außer-
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ordentliche Sitzungen sind vom Pfarrer
zum frühestmöglichen Termin einzu-
berufen.

Artikel 2: Sitzungen, Einberufung
Die Einladung zu den Sitzungen erfolgt

spätestens zwei 'Wochen vor dem Sit-
zungstermin schriftlich durch den Vorsit-
zenden in ortsüblicher 'Weise mit Angabe
der Tagesordnung. Bei außerordentlichen
Sitzungen darf die Einberufungsfrist kür-
zer sein. Nadr Möglichkeit sind die Tages-
ordnungspunkte zn erläutern. Der Sit-
zungstermin und die Tagesordnung sind in
geeigneter Weise der Pfarrgemeinde be-
kanntzugeben.

Artikel 3: Leitungs- und
Ordnungsbefugnisse des Vorsitzenden

1. Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung
zur anberaumten Stunde. Er gibt dabei
etwaige Abwesenheitsentschuldigungen
bekannt.

2. Der Vorsitzende leitet die Verhand-
lung, führt die Rednerliste, erteilt das
Wort, bringt die Anträge zur Abstim-
mung, überprüft vor jeder Abstimmung
die Beschlußfähigkeit (Art. 6, Abs. 2 Sta-
tut) und gibt das Ergebnis der Abstim-
mung bekannt.

3. Es ist Aufgabe des Vorsitzenden, für
einen geordneten Ablauf der Sitzung zu
sorgen. Er ist verpflichtet, die Redefrei-
heit zu sdrützen und den Gang der Ver-
handlungen zu. fördern. Er erteilt das
Wort und ist berechtigt, die Redner zur
Kürze und zur Sache zu ermahnen, ihnen
nach wiederholter Erl-nahnung das Wort
zu entziehen oder die Sitzung zu unter-
brechen.

Artikel 4: Tagesordnung
1. Der Vorsitzende gibt die Tagesord-

nung bekannt und bringt sie zur Abstim-
mung.

2. Die Streichung oder Hinzufügung
eines Tagesordnungspunktes kann nur am
Beginn der Sitzung durch einen Besdrluß
erfolgen.

3. Vor Eingehen in die Tagesordnung
hat der Vorsitzende an Hand des Proto-
kolls der letzten Sitzung dem Pfarr-
gemeinderat über den Stand der Durdr-
führung der Besdrlüsse der letzten Sit-
zut:g zv beriehten bzw. berichten zrr
lassen.

4. Unter dem Tagesordnungspunkt ,,All-
fälliges" können nur einstimmige Be-
schlüsse gefaßt werden.

Artikel S: Protokoll
1. Der Sdrriftführer führt das Protokoll

und den Schriftverkehr des Pfarr-
gemeinderates. Das Protokoll der Pfarr-
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gemeinderats-Sitzungen wird vom Vor-
sitzenden und vom Schriftführer gezeich-
net.

2. Das Protokoll ist als Beschlußproto-
koll zu führen, im einzelnen hat es ^tenthalten:

a) die Liste der Anwesenden, Entschul-
digten und Nichtentschuldigten ;

b) das Datum, díe Zeit des Beginns und
die Zeit des Schlusses der Sitzung;

c) die Tagesordnung;
d) den Wortlaut der zur Abstimmung

gebrachten Anträge;
e) das Ergebnis der Abstimmung (be-

jahende, verneinende Stimmen, Stimm-
enthaltungen);

f) den Wortlaut der Beschlüsse;
g) das Ergebnis der'Wahlen;
h) den Wechsel im Vorsitz;
Ð die Unterbrechung oder Vertagung

der Sitzung;
j) einen allfäIligen Einsprudr des Pfar-

rers gegen einen Beschluß des Pfarr-
gemeinderates (Art. 10).

Im übrigen soll der Gang der Verhand-
lungen soweit protokoliiert werden, daß
ein Uberblick über den Verlauf der Dis-
kussion bei den einzelnen Tagesordnungs-
punkten gewonnen werden kann.

3. Eine Ausfertigung des Protokolls ist
dem Pfarrer nachweislich binnen acht Ta-
gen, allen anderen Mitgliedern des Pfarr-
gemeinderates spätestens mit der Einla-
dung zur nädrsten Sitzung zuzustellen. Es
wird bei der nächsten Sitzung dem Pfarr-
gemeinderat.zur Genehmigung vorgelegt.

4. Die Protokolle sind amtliche Akten,
die im Pfarrardriv aufbewahrt werden
und der Visitation unterliegen.

Artikel6: Anträge
1. Anträge können gestellt werden
a) vom Pfarrer und jedem anderen Mit-

glied des Pfarrgemeinderates
b) von der Leitung
c) von jedem Fachaussdruß
d) von der Pfarrversammlung (Art. 10,

Statut)
e) als Initiativen der Glieder der Pfarr-

gemeinde (Art. 11, Statut)
2. Anträge, die lediglich den Geschäfts-

gang in einer laufenden Sitzung des Pfarr-
gemeinderates betreffen, müssen unver-
züglich behandelt werden. Der Geschäfts-
antrag ist zu begründen; eine allfällige
Gegenmeinung ist anzuhören. Daraufhin
wird der Geschäftsantrag zut Abstim-
mung gebracJrt.
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3. Anträge sind an den Vorsitzenden zu
richten; Anträge, die nicht im Laufe einer
Sitzung gestellt werden, können schrift-
lich in der Pfarrkanzlei eingebracht
werden.

4. Fùr jeden Punkt der Tagesordnung
kann ein Berichterstatter bestellt werden.

Artikel 7: Sitzungsverlauf
1. Zu einem Tagesordnungspunkt erhält

zunächst der Berichterstatter das Wort.
Darauf folgt die Debatte. Der Bericht-
erstatter hat das Schlußwort.

2. Der Vorsitzende erteilt während der
Debatte das Wort in der Reihenfolge der
Wortmeldungen.

3. Ein Geschäftsantrag auf Schluß der
Debatte bedarf zu einer Annahme der
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen
Stimmen.

Artihel 8 : Beschlußfassung
1. Der Pfarrgemeinderat ist beschluß-

fähig, wenn alle Mitglieder ordnungs-
gemäß eingeladen wurden und, soferne es
sich um eine ordentliche Sitzung handelt,
wenigstens die Hälfte der Mitglieder an-
wesend ist. Kann eine Abstimmung wegen
Beschlußunfähigkeit nicht vorgenommen
werden, so schließt der Vorsitzende die
Sitzung oder er unterbricht oder vertagt
sie. Wird der Pfarrgemeinderat innerhalb
von vierzehn Tagen mit der gleichen Ta-
gesordnung erneut einberufen, so ist et
ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesen-
den beschlußfähig. Außerordentliche Sit-
zungen sind na.ch ordnungsgemäßer Einla-
dung aller Mitglieder ohne Rücksicht auf
die ZahI der Anwesenden beschlußfähig.
Bei einer außerordentlichen Sitzung des
Pfarrgemeinderates kann nur über ienen
Gegenstand beraten werden, der Anlaß
für die Einberufung der außerordentlichen
Sitzung war.

2. Beschlüsse des Pfarrgemeinderates
bedürfen der absoluten Mehrheit der an-
wesenden Stimmberechtigten.

3, Jeder Beschluß bedarf eines Antra-
ges, der den Wortlaut des vorgeschlagenen
Beschlusses enthalten muß. Jeder Antrag
kann j ederzeit zurückgezogen werden.

4. Unmittelbar von einer Sache betrof-
fene Personen sind womöglich vor der Be-
schlußfassung anzuhören, sind aber weder
bei der Debatte noch bei der Abstimmung
anwesend.

5. Soweit Beschlüsse von allgemeinem
Interesse sind, müssen sie in geeigneter
Form publiziert werden.

Artikel9: Abstimmung
1. Die Abstimmung erfolgt durch Hand-

zeichen. Es ist jedoch geheim abzustim-
men, wenn zumindest drei der anwesen-

den Mitglieder es verlangen; Wahlen sind
in jedem Fall geheim durchzuführen.

Anmerkung: In geheimer Abstimmung sind
sinnvoll,e|weise zum Beispiel Postenvergebun-
gen, Artbeitsaufträge an Firmen und dergleichen
abzustimmen.

2. Wird nicht geheim abgestimmt, so
hat der Pfarrer seine Stimme als letzter
abzugeben; führt der Pfarrer nicht den
Vorsitz, so hat der Vorsitzende seine
Stimme als vorletzter abzugeben.

3. Alle Mitglieder haben ihre Stimme
persönlich abzugeben.

Anmerkung: Eine Stimmdelegation bzw. eine
vorherige schriftliche Abgabe der Stimme bei
Nichtanwesenh'eit ist nicht mögl:ich.

4. Ein Beschluß bedarf der absoluten
Mehrheit der anwesenden Mitglieder.

5. Vor der Abstimmung sind die An-
träge noch einmal zu verlesen.

6. Über einen längeren Antrag kann in
Teilen abgestimmt werden.

7. Über den Hauptantrag und die hiezu
gestellten Abänderungs- und Zusatz-
anträge, die in der Debatte einbezogen
'vvaren,- ist in folgender Weise abzustim-
men: Uber die den Hauptantrag abändern-
den Anträge wird so abgestimnt, daß der
jeweíls weitestgehende zuerst an die
Reihe kommt. Nach Annahme des Haupt-
antrages wird über die Zusatzanträge ab-
gestimmt. Im übrigen bestimmt der Vor-
sitzende die Reihenfolge der Abstimmun-
gen.

Artikel 10: Einspruch gegen Beschlüsse
des Pfarrgemeinderates

1. Dem Pfarrer steht das Recht des llin-
spruches gegen Beschlüsse des Pfarr-
gemeinderates zu. Der Einspruch hat auf-
schiebende Wirkung.

2. Der zu begründende Einspruch ist in-
nerhalb von zwei Wochen zu erheben.
Wird der Einspruch bereits in der betref-
fenden Sitzung eingebracht, so kann der
Pfarrer innerhalb dieser Frist die Begrün-
dung des Einspruches schriftlich nach-
bringen.

3. Der Pfarrgemeinderat kann binnen
Jahresfrist bei der ,,Schlichtungs- und
Schiedsstelle der Diözese Littz" den
schriftlichen Antrag stellen, daß der aus-
gesetzte Beschluß Rechtswirksamkeit er-
langt. Dieser Antrag ist zu begründen.

Artikel 11: Regelung sonstiger Konflikte
1. Eine Minderheit des Pfarrgemeinde-

rates, gegen deren Stimmen ein Beschluß
gefaßt wurde, kann den Bischof anrufen
und beantragen, daß dieser von seinem
Recht, Beschlüsse des Pfarrgemeinderates
aufzuheben, Gebrauch macht. Dieses An-
rufungsrecht steht der Minderheit zu,
wenn ihre Zahl wenigstens ein Viertel der

bei der Beschlußfassung anwesenden
Stimmberechtigten ausmacht.

2. Gegen Beschlüsse des Pfarrgemeinde-
rates, die in die laienapostolischen Bewe-
gungen und exemten Ordensgemeinschaf-
ten eingrei.fen, steht diesen das Recht einer
Befassung des Bischofs zu.

II. Leitung tlnd Fachausschüsse
Artikel 12: Abweichungen von der
Geschäftsordnung

Die vorstehenden Bestimmungen gelten
für die Geschäftsführung der Leitung und
der Fachausschüsse sinngemäß, jedoch mit
f olgenden Abweichungen :

,4,) Wahl der gewählten Mitglieder
des Pfarrgemeinderates
(Art. 3, Abs. 4. Statut des
Pf arrgemeinderates)

I. Wahlrecht

$ 1: Aktives Wahlrecht

1. \Mahlberechtigt sind alle Katholiken,
die

a) im Gebiet der Pfarre ihren ordent-
Iichen Wohnsitz haben oder sich dieser
Pfarrgemeinde zugehörig fühIen,

b) spätestens am 31. Dezember des
Wahljahres das 17. Lebensjahr vollendet
haben und

c) vom Wahlrecht nicht ausgeschlossen
sind.

2. Vom Wahlrecht ist ausgeschlossen
a) wer voll oder beschränkt entmündigt

ist,
b) wer durch eine strafrechtliche Maß-

nahme an der Teilnahme am Gemeinde-
leben der betreffenden Pfarre verhindert
ist.

3. Stichtag ist der Wahltag.

$ 2: Passives Wahlrecht

WähIbar sind aIIe Katholiken, die
a) das aktive Wahlrecht besitzen,
b) ordnungsgemäß zur'Wahl vorgeschla-

gen sind und ihrer Kandidatur schriftlich
zugestimmt haben.

II. Vorbereitung der Wahl
g 3: Erfassung der Wahlberechtigten

1. Die Wahlberechtigten sind wo immer
möglich in 'Wählerverzeichnisse ein-
zutragen.

2. \Mo die Anlage eines Wählerverzeich-
nisses nicht zumutbar ist, sind Listen vor-
zubereiten, in die die Wähler beim Wahl-
tag eingetragen werden.

163. Wahlordnung für den Pfarrgemeinderat in der Diözese Linz
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a) Als Einberufungsfrist genügt in der
Regel eine Woche.

Anmerkung: In dringenden Fäl1en kann die
Leitung auch sofort êinberufen wer¡den.

b) Leiter der Fachausschüsse haben eine
Sitzung einzuberufetl, wenn es der Pfar-
rer verlangt.

c) Beschlüsse sind :nLLr zv publizieren,
wenn dies ausdrücklich beschlossen wurde'

d) Über Einsprüche des Pfarrers gegen
Besclrlüsse der Leitung bzw' eines Fach-
ausschusses entscheidet der Pfarr-
gemeinderat.

3. Wo dies möglich ist, sind'Wahlkarten
anzufertigen, auf denen die Pfarre, der
Name und die Nummer im Wählerver-
zeichnis anzugeben sind.

4. Weitere Methoden können auf An-
trag des Wahlvorstandes vom Pfarr-
gemeinderat beschlossen werden.

5. Die Ergänzung des 'Wählerverzeich-

nisses und die Ausstellung von Wahlkar-
ten ist bis zum Schluß der Wahlzeit zu-
lässig.

$ 4: Wahltermin
Die ordentliche Wahl der Pfarr-

gemeinderäte erfolgt innerhalb des vom
Bischof f estgesetzten Zeitraumes.

$ 5: Maßnahmen des Pfarrers
(Pfarrvorstehers)
1. Der Pfarrer hat

a) mindestens zehn Wochen vor dem
Wahltermin diesen den Gemeindemitglie-
dern anzukündigen. Dies erfolgt bei den
Sonntagsgottesdiensten, durch Aushang
für die Dauer einer Woche und - 

nach
Möglichkeit 

- 
durch Bekanntgabe des

Wahlvorganges,
b) den Vorsitz im Wahlvorstand z1)

übernehmen,
c) fristgerecht die Kandidatenliste, das

(die) Wahllokal(e) und die 'Wahlzeit(en)

bekanntzugeben.
2. Aufgaben, die nach dieser Wahlord-

nung dem Pfarrer zukommen, können auch
vom Pfarrvorsteher (Art. 5, Abs. 5, Sta-
tut) oder einem vom Pfarrer bestellten
V/ahlleiter besorgt werden.

$ 6: Maßnahmen des Pfarrgemeinderates
1. Der Pfarrgemeinderat hat die Wahl

vorzubereiten und für ihre Durchführung
zu sorgen.

2. Der Pfarrgemeinderat hat insbeson-
dere

)
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a) rechtzeitig Wahllokal(e) und rWahl-
zeit(en) festzulegen,

b) mindestens zehn Wodren vor dem
Wahltermin einen Wahlvorstand zu beru-
fen,

c) mindestens eine Woche vor dem'Wahl-
termin für jedes \Mahllokal eine Wahlkom-
mission zu berufen und deren Vorsitzende
zu bestellen,

d) die Tätigkeit der von ihm gebildeten
Gremien zu überwachen,

e) die Zall'l der zu wählenden Pfarr-
gemeinderatsmitglieder gemäß Art. 3 (5)
Statut des Pfarrgemeinderates zu be-
schließen,

f) die ZahI der auf der Stimmliste an-
geführten Kandidaten zu beschließen. Die
Zahl soll wenigstens um die Hälfte größer
sein, als Mitglieder in den Pfarrgemeinde-
rat zv wählen sind, höchstens dreimal so
viele;

g) mindestens sieben 'Wochen vor dem
Wahltermin die Namen der amtlichen
Mitglieder des neuen Pfarrgemeinderates
bekanntzugeben.

3. Besteht die Pfarrgemeinde aus meh-
reren Orten oder Ortsteilen, so kann der
Pfarrgemeinderat beschließen, die zu wäh-
lenden Pfarrgemeinderatsmitglieder auf
die einzelnen Orte oder Ortsteile aufzu-
teilen.

$ 7: Wahlvorstand
1. Dem Wahlvorstand gehören an: der

Pfarrer und mindestens vier, hödrstens
acht Glieder der Pfarrgemeinde, die das
passive \Mahlrecht besitzen müssen und
naú $ 6, Abs. 2, lit. b., berufen wurden.

2. Dem Wahlvorstand obliegt die Erfas-
sung der'Wahlberechtigten.

3. Der 'Wahlvorstand nimmt die \jt/ahl-
vorschläge entgegen und erstellt eine
Kandidatenliste.

4. Der 'Wahlvorstand hat die Wählbar-
keit der Kandidaten zu prüfen und ihre
schriftlidre Einverständniserklärung ein-
zuholen.

5. Der'Wahlvorstand hat den Druck bzw.
die Vervielfältigung der Stimmzettel und
die Beschaffung der Briefumschläge ztr
veranlassen.

$ 8: Wahlvorschläge
1. Wahlvorschläge können von jedem

wahlberechtigten Glied der Pfarr-
gemeinde eingereicht werden. Jeder'Wahl-
vorschlag muß von mindestens einer Per-
son unterschrieben sein.

2. \Mahlvorschläge müssen spätestens
vier Wochen vor dem Wahltermin dem'Wahlvorstand sdrriftlich vorliegen. Sie
können auch anläßlich der Gottesdienste
in der Kirche abgegeben \Merden.

3. Auf den Vorschlägen müssen Fami-
liennamen und Taufnamen sowie weitere
Angaben, die die Identität des Betreffen-
den eindeutig bestimmen, wie zum Bei-
spiel Beruf, Geburtsjahr und Adresse der
Kandidaten und des Vorschlagenden an-
geführt sein.

$ 9: Kandidatenliste
1. Der 'Wahlvorstand erstellt aus den

vorliegenden Wahlvorschlägen eine Kandi-
datenliste, wobei er bei der Auswahl der
Kandidaten insbesondere die Häufigkeit
der Nennung in den eingegangenen Wahl-
vorschlägen, die Sozialstruktur der Pfarre
und die Bereitschaft zur Mitarbeit in der
Pfarre berücl<sichtigen soll.

2. Die Kandidatenliste enthält Fami-
liennamen, Taufnamen, Beruf, Geburts-
jahr, Adresse aller Kandidaten.

3. Wenn der Pfarrgemeinderat eine
Aufteilung der zu wählenden Pfarr-
gemeinderatsmitglieder auf einzelne Orte
oder Ortsteile besdrlossen hat, dann ist
auch die Kandidatenliste entsprechend
aufzugliedern.

4. Die Kandidatenliste, das (die) Wahl-
lokal(e), die Wahlzeit(en) und der \Mahl-
vorgang sind vom Pfarrer der Pfarr-
gemeinde mindestens drei \Mochen vor
dem \Mahltermin durch Verlautbarung bei
den Gottesdiensten, durch Aushang und
nadr Mögiichkeit im Pfarrbrief (Pfarr-
blatt) mitzuteilen.

5. Jedes aktiv wahlberechtigte Pfarr-
mitglied kann innerhalb einer Woche nach
Bekanntmachung der Kandidatenliste
vom Wahlvorstand eine Begründung über
die Auswahl der Kandidaten verlangen.
Ist dem Pfarrmitglied die Auswahl der
Kandidaten auch nach der Begründung
nicht einsicJrtig, kann es beim Pfarr-
gemeinderat Einspruch gegen die Kandi-
datenliste erheben. Nach Ablauf dieser'Woche entscheidet der Pfarrgemeinderat
binnen einer weiteren Woche endgüttig
über sämtliche Einsprüche.

6. Der Aushang der Kandidatenliste
muß bis zum Wahltermin für jeden zu-
gänglicJr sein. Nach Möglidrkeit sind die
Kandidaten auf geeignete Weise votzu-
stellen.

7. Mindestens zwei Wochen vor dem
Wahltermin sind die gemäß g 3, Abs. B,
erstellten Wahlkarten zuzustellen.

$ 10: Stimmzettel' 1. Auf den Stimmzetteln sind die Kan-
didaten in der gleichen Weise (Familien-
nameR mit Taufnamen, Beruf, Geburts-
jahr und Adresse) und in der gleichen
Reihenfolge und Gliederung anzuführen
wie auf der Kandidatenliste.

e

e

2. Am Kopf des Stimmzettels sind der
Name der Pfarrgemeinde, der Wahltermin
und die Zahl der zu wählenden Mitglieder
des Pfarrgemeinderates deutlich ar'zv-
geben.

3. Wenn der Stimmzettel nach Orten
oder Ortsteilen aufgegliedert ist, dann ist
darauf auch die Zahl. der für jeden Ort
oder Ortsteil zu wählenden Mitglieder des
Pfarrgemeinderates anzugeben.

$ 11: \Mahlzeit(en)
1. Jedes Wahllokal muß insgesamt so

lange geöffnet sein, daß jeder'Wahlberech-
tigte Gelegenheit zur Stimmabgabe hat,
mindestens jedoch drei Stunden. Die
Wahlzeit kann audr auf mehrere Teilzeit-
räume verteilt werden. In diesem Fall hat
die 'Wahlkommission für eine Sicherung
der'Wahlakten besonders Sorge zu tragen.

2. Nach Ablauf der'Wahlzeit dürfen nur
noch die Wähler zur Stimmabgabe zu-
gelassen werden, die vorher sdron im
Wahlraum an\Mesend waren. Dann erklärt
der Vorsitzende der Wahlkommission die
Wahl für geschlossen.

III. Wahl

$ 12: Wahlkommission und Wahlvorgang
1. Die Wahlkommission für jedes Wahl-

lokal besteht aus einem Vorsitzenden und
wenigstens drei, höchstens fünf Beisit-
zern. Der Vorsitzende hat die Aufgaben
der Wahlkommission vor Beginn der
Wahlhandlung auf die einzelnen Beisitzer
zu verteilen. Die Mitglieder der Wahlkom-
mission sollen nidrt Wahlkandidaten sein.

2. Die Wahlkommission hat für den un-
gestörten Ablauf der V/ahl zu sorgen. Es
müssen stets wenigstens drei Mitglieder
der Wahlkommission im Wahllokal anwe-
send sein. Wenn der Vorsitzende nicht
selbst anwesend ist, hat er den Vorsitz
einem Beisitzer zu übertragen.

3. Sind keine Wählerverzeichnisse vor-
handen, hat die Wahlkommission eine Ab-
stimmliste zu führen, in die die Wähler
mit Familiennamen, Taufnamen und
Ad¡esse einzutragen sind. Es sind Vorkeh-
rungen zu treffen, daß eine mehrfadre
Stimmabgabe unmöglidr ist.

Sind \Mählerverzeichnisse vorhanden, so
sind die Wähler im Wâhlerverzeichnis ab-
zustreidren.

Wir'd mit Wahlkarten gewählt, stellen
die einzusammelnden Wahlkarten die Ab-
stimmliste dar.

4. Die'Wahlkommission hat sich vor Ab-
gabe des ersten Stimmzettels zu überzeu-
gen, daß die Wahlurne leer ist. Sie darf
Stimmzettel m.rr in einem Umschlag ent-
gegennehmen. Es dürfen nur vom Pfarr-
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gemeinderat beschaffte einheitliche Um-
schläge verwendet \Merden.

5. Die Wahlhandlung ist öffentlich, die
Stimmabgabe geheim. Die Stimmzettel
können den'Wählern bereits vor der WahI
zugestellt werden, sie liegen aber auch im
V/ahtlokal auf. Jedes wahlberechtigte
Pfarrgemeindemitglied darf nur einen
Stimmzettel abgeben.

6. Eine Briefwahl ist zulässig. Der amt-
liche Stimmzetfel samt Umschlag ist beim
zuständigen Pfarramt rechtzeitig a:nzufot-
dern und in einem eigenen Kuvert bis zum
Schluß der Wahlzeit der Wahlkommission
zu übermitteln.

?. Ist ein \Mähler der \Mahlkommission
nicht bekannt, weist er sich mit einem
amtlichen Ausweis aus.

B. Die \Mähler zeichnen die Kandidaten
ihrer Wahl auf dem Stimmzettel an. Es
sind nur soviele Kandidaten anzuzeichnen,
als in den Pfarrgemeinderat zu wählen
sind. Werden mehr Kandidaten angezeich-
net oder wird kein Kandidat angekreuzt,
so ist der Stimmzettel ungültig. Die Wäh-
ler haben auch die Möglichkeit, Namen auf
dem Stimmzettel hinzuzufügen. In diesem
FalI darf die Zahl'der angekreuzten Kan-
didaten und die'der hinzugefügten Namen
die Zahl der zu Wählenden nicht über-
steigen.

9. Der Vorsitzende der Wahikommission
hat den Umschlag von dem Wähler, nach-
dem dieser gewählt hat, entgegenzuneh-
men und sofort ungeöffnet in die Wahl-
urne zu legen. Offene Stimmzettel und
kenntlich gemachte Umschläge hat die
'Wahlkommission zurückzuweisen.

10. Unmittelbar nadr Sdrluß der V/ahl-
zeit ($ 11) hat die Kommission die Um-
schläge aus der Wahlurne zu entnehmen,
zu za]nlen und ihre Anzah1 mit der Anzahl
der in der Liste eingetragenen Wähler zu
vergleichen. Ergibt sich dabei auch nach
wiederholter Zà}llung eine Verschieden-
heit, so ist dies in der Niederschrift
(Abs. 12) anzugeben und zu erläutern.

11. Die Wahlkommission hat die Um-
schläge nadr der Zà},Iung zu öffnen, die
ungültigen Stimmzettel auszuscheiden
und die auf den güItigen Stimmzetteln für
die einzelnen Kandidaten abgegebenen
Stimmen zu zàF,len. Ein Stimmzettel, der
den Willen des Wählers nicht klar zum
Ausdruck bringt, ist ungültig. In Zweifels-
fäIlen besdrließt die'Wahlkommission mit
einfacher Mehrheit über die Gültigkeit
des Stimmzettels; bei Stimmengleichheit
entscheidet der Vorsitzende. Enthält ein
Wahlkuvert mehrere Stimmzettel, so sind
bei gleidrlautender Ausfüllung die weite-
ren Stimmzettel zu vernidrten und der
verbleibende Stimmzettel als gültige

,r
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Stimme zu zdnIen. Enthält der Umschlag
nicht gleichlautend ausgefüllte Stimmzet-
tel, dann ist dies eine ungültige Stimme.

12. Über die Wah1handlung, Stimmen-
auszählung und die Feststellung des Wahl-
ergebnisses ($ 13) hat,die Wahlkommission
eine Niederschrift anzufertigen, die von
allen Mitgliedern zu unterschreiben und
alsbald, zusammen mit den abgegebenen
Stimmzetteln und sonstigen Unterlagen,
dem Wahlvorstand zu übergeben ist.

IV. Abschluß der Wahl
$ 13: Feststellung des Wahlergebnisses

1. Die Feststellung des Wahlergebnisses
obliegt der Wahlkommission. Sie hat un-
verzüglich nach Abschluß der Wahlhand-
Iung zu erfolgen.

2. In Pfarrgemeinden mit mehreren'Wahlkommissionen stellen diese in einer
gemeinsamen Sitzung, die innerhalb von
zwei Tagen nach Abschluß der \Mahihand-
lung stattflnden muß, das Wahlergebnis
fest. Die Sitzung wird von dem ältesten
Vorsitzenden der'Wahlkommissionen ein-
berufen und geleitet.

3. Gewählt sind jene Kandidaten, auf
die die meisten Stimmen entfallen, und
zwar so viele Personen, als Mitglieder in
den Pfarrgemeinderat zu wählen waren.
Falls für den letzten Pfarrgemeinderats-
sitz zweí oder mehr Kandidaten gleich
viele Stimmen erhalten, entscheidet das
Los.

4. Die übrigen Kandidaten, für die Stim-
men abgegeben wurden, sind Ersatzmit-
glieder; sie rücken beim vorzeitigen Aus-
scheiden eines gewählten Mitgliedes in der
Reihenfolge der für sie abgegebenen Stim-
menzahl bzw. des Losentscheides für den
Rest der Amtszeit des Pfarrgemeinderates
nach.

5. In Pfarrgemeinden, in denen die
Stimmzettel nach Orten oder Ortsteilen
aufgegliedert sind, gelten die Bestimmun-
gen der Abs. 3 und 4 entsprechend für die
in den einzelnen Orten oder Ortsteilen zu
wählenden Personen.

6. Die 'Wahlakten sind vom Pfarrer in
Verwahrung zu nehmen.

$ 14: Bekanntgabe des Wahlergebnisses
1. Der Pfarrer hat das Wahlergebnis so-

bald wie möglich durch Aushang für die
Dauer von mindestens zwei 'Wochen, an
dem auf den Wahltermin folgenden Sonn-
tag durch Verlautbarung bei den Gottes-
diensten und nach Möglichkeit im Pfarr-
brief (Pfarrblatt) mitzuteilen.

2. Mit der Bekanntgabe im Hauptgot-
tesdienst kann eine persönliche Vorstel-
lung der gewähiten Mitglieder des Pfarr-
gemeinderates verbunden werden.

$ 15: Einspruchsrecht
1. Einspruch gegen die Wahl kann inner-

halb einer'Woche nach Verlautbarung des
Wahlergebirisses schriftlich beim Pfarrer
erhoben werden, der ihn an den Wahlvor-
stand weiterleitet. Der Einspruch muß
von mindestens so vielen Personen unter-
schrieben werden, als der Pfarrgemeinde-
rat Mitglieder zählt. Der Wahlvorstand
hat über den Einspruch zu beschließen und
seinen Beschluß zu begründen.

2. Betrifft der Einspruch die Wahl eines
bestimmten Kandidaten, so ist dieser zu
hören, kann aber, falls er Mitglied des
Wahlvorstandes ist, an der Beschlußfas-
sung nicht teilnehmen. Der begründete
Beschluß ist dem, der Einspruch erhoben
hat, und dem Betroffenen mitzuteilen.

3. Eine weitere Berufung an die diöze-
sane Wahlkommission ist zulässig.
$ 16: Wahlbericht

Der Bericht mit dem festgestellten Er- t
gebnis der Pfarrgemeinderatswahl ist un-
mittelbar nach der ersten Sitzung auf ent-
sprechenden Formblättern mit den Unter-
schriften des Pfarrers und des stellvertre-
tenden Vorsitzenden des Pfarrgemeinde-
rates an das zuständige Dekanatsamt so-
wie an das Bischöfliche Ordinariat einzu-
senden.

B) Entsendung von amtlichen Mitgliedern
des Ffarrgemeinderates
(Art. 3, Abs. 2, Statut des
Pf arrgemeinderates)

$ 17: Entsendung des Vertreter.s der in
der Pfarre tätigen Religionslehrer
(Statut Art. 3, (2), b)

1. Der Pfarrer hat die in der Pfarre täti-
gen Religionslehrer spätestens zehn Wo-
chen vor dem Wahltermin einzuladen, bin-
nen einer Frist von 'drei Wochen schriftlich
eine Person aus ihrem Kreis als ihren Ver-
treter namhaft zu machen. Die Verständi- t
gung des Pfarrers kann auch einen auf
eine bestimmte Person, die sidr zur Über-
nahme der Funktion bereit erklärt hat,
lautenden Vorschlag enthalten. Als Ver-
treter ist entsendet, wer von den zur
Namhaftmad:ung Berechtigten die mei-
sten Stimmen erhält und zur Übernahme
der Funktion bereit ist.

2. Bei Stimmengleichheit entscheidet das
Los.

3. Ist nur ein Religionslehrer in der
Pfarre tätig, so zählt dieser zu den amt-
lichen Mitgliedern des Pfarrgemeinde-
rates.

$ 18: Entsendung des Vertreters der haupt-
amtlich Bediensteten
(Statut Art. 3, (2), c)

Für die Entsendung des Vertreters derlr
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hauptamtlich Bediensteten einschließlich
deritandigen Caritashelfer(innen) gilt $ 1?

sinngemäß.

$ 19: Entsendung des Vertreters der in
der Pfarre tätigen männlichen und
weiblichen Ordensangehörigen
(Statut Art. 3, (2), e)

Für die Entsendung des Vertreters der
in d.er Pfarre tätigen männlichen und
weiblichen Ordensangehörigen gilt S I7
sinngemäß mit der Maßgabe, daß dann,
wenñ mehrere Orden im Gebiet der Pfarre
eine Niederlassung unterhalten, die Obe-
ren der Niederlassungen von der bevor-
stehenden WahI des Pfarrgemeinderates
zu verständigen sind und daß diese den
Vertreter wählen, und zwar mit soviel
Stimmen, a1s ihre Niederlassung Ange-
hörige hat.

164. VahI der

Nach Beratung in der Dedrantenkonfe-
renz und über Beschluß des Pastoralrates,
der vom Diözesanbischof bestätigt wurde,
wird als erster Wahltermin für die
2. Funktionsperiode der Pfarrgemeinde-
räte in der Diözese Linz der 4. Fasten-
sonntag, der 20. lÙ/åtz 1977, einschließlich
Vorabendmesse, f estgelegt.

In begründ
gemeinderat
dauer dieses
Jahr zu verlängern und die WahI für die
nächste Funktionsperiode auf 19. Februar
l97B zu verlegen.

Fiir beide 'Wahltermine gilt die Dauer
der Funktionsperiode bis Frühjahr 1982,
der bereits als einheitlicher Wahltermin
fesfgesetzt wurde.

Qie geistigen und reiigiösen Vorausset-
zungen der Mitglieder des Pfarrgemeinde-
rates müssen mindestens denen entspre-
dren, die bisher für den Pfarrkirchenrat
verlangt wurden: Religiöses Leben, Be-
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$ 20: Entsendung der drei Vertreter der
Katholischen Aktion (Statut Art. 3, (2), f)

Der Pfarrer hat spätestens zehn Wo-
chen vor dem Wahltermin die Leiter der
in der Pfarre tätigen Gliederungen
(Werke) der Katholischen Aktion von der
Èevorstehenden Waht des Pfarrgemeinde-
rates zu verständigen und sie einzuladen,
binnen einer Frist von drei Wodren ge-
meinsam drei Vertreter der Katholischen
Aktion namhaft zu maùen, davon einen
Vertreter der Jugend.

$ 21: Entsendung eines Vertreters der in
der Pfarratbeit tätigen laienapostolischen
Bewegungen (Statut Art. 3, (2), g)

Für die Entsendung der in der Pfarre
tätigen Organisationen gilt S 20 sinn-
gemäß.

Pfarrgemeinderäte
reitschaft zur Mitarbeit in der Pfarre, Er-
füllung der geistigen und materiellen Ver-
pflichtungen, Besitz der kirchlichen Ehren-
iechte un¿ die auch öffentlich gelebte
kirchliche Haltung des ,,Sentire cum
ecclesia".

Aktives Wahlrecht haben alle Katholi-
ken, die im Gebiet der Pfarre ihren or-
dentlichen Wohnsitz haben oder sidr die-
ser Pfarrgemeinde zugehörig fühlen, spä-
testens am gt. Dezember des Wahljahres
das 1?. Lebensjahr vollendet haben und
vom Wahlrecht nicht ausgeschl'ossen sind
(Wahlordnung S 1).

Für das enfsprechende Material und die
Informationen zur technischen Durchfüh-
rung der n ist das
Refèrat ,, ' im Pa-
storalamt umbach-
straße 5, verantwortlidt'

Das Ergebnis der Pfarrgemeinderats-
wahl ist an das zuständie Dekanatsamt
und an das Bischöflidre Ordinariat Linz
einzusenden.

Pfarrsekretäre, die dem Pfarrer einen
Großteil der administrativen Arbeit ab-
nehmen.

Über Antrag der Dedrantenkonferenz
wird mit Rechtswirksamkeit vom 1. Jän-
ner 197? jenen Pfarren, die darum ansu-
ctren, die MöglicJrkeit gegeben, daß außer
dem Pfarrer und seinem Kooperator oder
Vicarius substitutus eine verläßIiche Per-
son vom Pfarrer delegiert werden kann,
wortgetreue Auszüge und Urkunden aus

t'

(í "

166. Ausfertigung kirchlicher Matrikenscheine

Schon seit 1?84 ist vorgeschrieben, daß
,,jeder Matrikensdrein nach Ausstellung
auf seine Richtigkeit zu prüfen und zum
Beweis der vollen Übereinstimmung mit
dem Original vom Matrikenführer oder
seinem Amtsstellvertreter eigenhändig zu
fertigen ist". (,,Linzer Diözesanblatt"
1941, Art. 198.)

Zur Entlastung des Pfarrers gibt es in
vielen Pfarren ehrenamtliche oder haupt-
amtliche Mitarbeiter, Pastoralassistenten,
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den rein kirchlichen Matriken neben dem
Pfarrsiegel mit Namen und Funktions-
bezeichnung 

- 
Pfarrsekretär(in) oder Pa-

storalassistent(in) 
- 

und dem Zusatz vor
dem Namen ,,i. V." (in Vertretung) zu
unterfertigen.

Ausgenommen sind die Geburts-, Hei-
rats- und Sterbeurkunden aus den Matri-
ken vor 1938 bzw. 1939, also jene Urkun-
den und Schriftstücke, die für den staat-
lichen Bereich personenstandserheblich
sind. Personenstandsbücherwaren die
Pfarrmatriken hinsichtlich der Trauungen
bis zum 31. Juli 1938, hinsichtlich der Ge-
burts- und Sterbefälle bis zurn 31. Dezem-
ber 1938.

Gleichzeitig wird festgestellt, daß diese
Personen auch berechtigt sind, Randver-
merke bzw. Ergänzungen und Anmerkun-
gên, z. B. Legitimierung, Heirat, Fir-
mung. . . in die Matrikenbücher einzutra-
gen und Meldungen etwa an das Wohn-
bzw. Taufpfarramt, wie Ne-temere-Anzei-
gen o. ä., zu fertigen.

Es wird aber darauf hingewiesen, daß
nach dem bestehenden Recht der Pfarrer
für die gesamte Matrikenführung letzt-
verantwortlich ist und bleibt.

Zur Wahrung der Rechtssicherheit und
für eine eventuelle Überbeglaubigung
durch das Bischöfliche Ordinariat ist erfor-
derlich, daß jene Pfarrer, die eine Dele-
gation ztfr Unterschrifterteilung geben,
im Bischöflichen Ordinariat ansuchen und
ein lJnterschriftenmuster cler betr:ofienen
Person im Pfarramt und im Bischöflichen
Ordinariat hinterlegen.

Das Ansuchen an das Bischöfliche Ordi-
nariat könnte lauten: ,,Für eine ordnungs-
gemäße Durchführung der verschiedenen
Aufgaben in der Pfarrkanzlei ist es für die
Pfarre N. erforderlich, daß außer dem
Pfarrer (und Kooperator) auch Herr (Frau,
Schwester) N. N. (Funktionsbezeichnung)
berechtigt ist, kirchliche Matrikenscheine
auszustellen und zu unterfertigen. Wir er-
suchen um Erteilung der erbetenen Zu-
stimmung und hinterlegen die Unter-
schriftsprobe im Bischöflichen Ordinariat
und die Zweitschrift (nach Rücksendung
und Genehmigung durch das Bischöfliche
Ordinariat) im Pfarramt (Aktenplan 130)."

Zur Unterschriftsprobe ist der volle
Name, Funktion und Adresse der vor-
geschlagenen Person anzugeben. Für das
Pfarramt hat der Pfarrer das Ansuchen
zu unterfertigen.

oben erwähnten Gründe angewiesen, die

halten.
Matrikulierung:

Die Tauffeier mit Zererrroniennach-

Priester (Diakon), der die Zeremonien
nachholt, unterschreibt eigenhändig. Diese
Eintragung gilt als Hauptmatrikulierung.

Das Þfairamt der Nottaufe ist mit einer
,,Taufanzeige" zLL verständigen. Namen
der Eltern und des Kindes, Geburts-
d.atum, Band und Seite des Taufbuches
sind dorthin zu melden.

Das Nottaufpfarramt vermerkt die nun-

Band...,Seite..."
A e, Änderun-

gen der HauPt-
mat beigeschrie-
ben e und MeI-
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dungen an das Nottaufpfarramt, leitet es
diese an das Pfarramt der Hauptmatriku-
lierung weiter. Dieses ist auch allein zu-
ständig für die Ausstellung eines Tauf-
scheines.

Kommt eine Familie nicht zur Nach-
holung der Zeremonie, muß sich das
Wohnpfarramt die nötigen Daten zur Ein-
tragung in die Taufmatrik einholen.

Alle Nottaufen, die in der Wohnpfarre
in dieser Form hauptmatrikuliert wurden,
werden bei den Taufeintragúngen des Jah-
res für die Statistik mitgezählt.

Ist ein Kind nach der Nottaufe verstor-
ben, ohne daß die Zeremonien nachgeholt
werden konnten, ist die Nottaufe in der
Pfarre der Nottaufe zu matrikulieren. Die
Eltern und das Wohnpfarramt werden da-
von verständigt.

Diese Regelung steht auch im Einklang
mit dem kirchlichen Gesetzbuch, das in
can. 90 CIC zwischen Abstammungsort
(locus originis) und Geburtsort (locus nati-
vitatis) unterscheidet und dem Abstam-
mungsort größere Bedeutung beimißt: und
dies lst der Ort, an dem der Vater bei
Geburt des Kindes - 

oder bei unehelichen
Kindern die Mutter - den eigentlichen
oder uneigentlichen Wohnsitz (domicilium
vel quasidomicilium) hatte. Außerdem
sieht èine Instruktion der Sakramenten-
kongregation vom 29. Juni 1941 (zum
ca.r. ZZg CIC) auf jeden FaII eine Matri-
kulierung im Taufbuch des Abstammungs-
ortes voi (P. H. Jone, Gesetzbuch der la-
teinischen Kirche, II., 2. Aufl', Paderborn
1952, S. 44).

verstehen sind. Zum Thema ,,Aktion Bru-
der in Not - Hoffnung für alle" wurden
auch Texte für den Gottesdienst vorberei-
tet. Die Arbeitsmappe wird allen Pfarren
von der Katholischen Männerbewegung
zugeschickt und kann im Diözesansekreta-
riat oder beim Osterreichischen Entwick-
Iungshelferdienst (Türkenstraße 3, 1090

Wien) nachbestellt werden.
Eine Reihe von Projektträgern, die ihre

Anliegen an die Katholische Männerbewe-
gung geschickt haben, warten auf finan-
zielle Unterstützung durch diese Aktion.
Das Ergebnis möge daher gleich nach Ab-
schluß der Sammlung an die Katholische
Männerbewegung ,,Bruder in Not", Linz,
Konto-Nr. 01.071.133 bei Raiffeisenkredit
für Oberösterreich überwiesen werden.

Auskünfte und Informationsmaterial
bekommen Sie im Diözesansekretariat der
Katholischen Männerbewegung, Goethe-
straße 712, 4020 Linz, Tel. 0 72 22/23 I 70.

167. Matrikulierung der Nottaufe
Über Ersuchen der Seelsorger des Lan-

des-Kinderkrankenhauses und der Fami-
lienpfarre Linz wurde die Frage der Ma-
trikulierung der Nottaufe neuerlich ge-
prüft und überlegt. Die bisherige Weisung
(Linzer Diözesanblatt 1967, Art. 95) hat
sich insofern nicht bewährt, daß beispiels-
weise im Jahr 1975 von 343 Nottaufen nur
bei 123 die Nachholung der Zeremonien
und damit die nötigen Daten für die Tauf-
matrik an das Pfarramt Heilige Familie
in Línz gemeldet wurden. Dazu kommt
noch eine kleine Zahl von Taufen, bei de-
nen die Matrikulierung in der'Wohnpfarre
gemeldet wurde. Es ist enviesen, daß eine
ganze Reihe von ,,Tauffeiern" mit Nach-
holung der Zeremonien in den betreffen-
den Pfarren matrikuliert wurden ohne
Meldung an das Pfarramt der Nottaufe.

Damit ergeben sich zwei grundsätzliche
Schwierigkeiten: Die Gefahr der Doppel-
matrikulierung und die Frage der linde-
rungen und Ergänzungen einerseits und
andererseits die Problematik, oft nach
Jahren einen Taufschein ausstellen zu
müssen mit den spärlichen Daten, die an-
läßtich der Nottaufe eingetragen werden
konnten. Manchmal sind nur Namen und
Adresse der Eltern bzw. der Mutter vor-
handen und das Geburtsdatum des Kin-
des und ob es ein Bub oder Mädchen ist.

Bei der Nottaufe wird wohl der wesent-
liche Akt der Taufe gesetzt. Jede Nottaufe
ist aber eine Notform. Wenn uns in den
letzten Jahren gelungen ist, die I{liniktaufe
wesentlich einzuschränken und die Taufe
wieder in die Heimatpfarre zu verlegen,
so soll die Nottaufe (ohne Nachholung der
Zeremonien) nicht jenen entgegenkom-
men, die damit einer Taufe auskommen
möchten und sich mit einer solchen Not-
taufe begnügen.

Die Tauffeier enthält als wichtige EIe-
mente die Zustimmung der Eltern zur
Taufe und ihre und der Paten Bereiterklä-
ru:ng Drr christlichen Erziehung. Die Tauf-
feier in der Pfarrkirche, in Anwesenheit
der Angehörigen oder der Pfarrgemeinde
soll immer auch Zeichen der Eingemein-
dung bzw. der Aufnahme in die Gemeinde
sein.

Daher wird die bisherige Regeiung
(LDBI. 1967, Art. 95 und 1973, Art. 64)
mit Wirkung vom 1. Jänner 1977 folgend
abgeändert:

Die Nottaufe eines Kindes wird im
Pfarramt der Nottaufe registriert mit den
Angaben, die zur Verfügung stehen, und
ist an das Wohnpfarramt der Eltern bzw.
der Mutter zu melden. Die Seelsorger der
Wohnpfarre werden im Hinblick auf die

168. Aktion ,,Bruder in Notoo 1976

!
Die Aktion ,,Bruder in Not" wird in

unserer Diözese hauptsächlich von der Ka-
tholischen Männerbewegung getragen. Sie
ist äber eine Aktion, die zugleich Verwirk-
lichung des Quatembergedankens der Ad-
ventszeit sein soll. Daher möge auch in
diesem Advent wieder in allen Pfarren die
Aktion ,,Bruder in Not" durchgeführt
werden. Sie dient wesentlich der kirchli-
chen Entwid<lungshilfe und ist damit eine
entscheidende Tat aus christlicher Ver-
antwortung für die WeIt und'Weltkirche.

In Zusammenarbeit mit dem Osterrei-
chischen Entwicklungshelferdienst \Murde
heuer eine Arbeitsmappe zrrr geistigen
Vorbereitung und Gestaltung der Aktion
erstellt. Besonders hingewiesen sei auf die
beiden Broschüren ,,Leben gestalten" und
,,Entwicklung für alle", die als Kurzfas-
iung von giundsätzlichen Überlegungen
für eine christlich orientierte Entwick-
Iungspolitik und Entwicklungshilfe zt)
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169. Yom Klerus
Veränderungen

P. Dr. Martin Fleischmann MIIM arbei-
tet seit Oktober 1976 ein Jahr in der Di-
özese Linz (Mitarbeit im Kinderdorf
St. Isidor, Leonding).

Kons.-Eat Johann Gütlinger, Dechant
und Pfarrer in Bad Kreuzen, wurde zu-
gleich Pfarrprovisor excurrendo von Sankt
Nikoia a. d. Donau - mit 30. Oktober
1976.

Berthold Müller, Kooperator in Grein,
v¡urde Pfarrprovisor in Grein mit
6. November 1976.

G. B. Rudolf Panhofer, Dedrant und
Pfarrer in Eberschwang, wird gleichzeitig
Pfarrprovisor excurrendo von Pramet und
Pattigham - mit 15. November 1976.

P. Paul Haschek OSCam., Pfarrprovisor
von Maria Laah, wurde mit 1. November
als Referent für Krankenpastoral im Pa-
storalamt der Diözese Linz bestellt.

P. Adolf Völkl OMI wird als Kooperator
in Steyr-Münidrholz bestellt mit Dienst-
leistung als Betriebsseelsorger im REHA-
Werk Linz - mit 1. Dezember 19?6.

Johann Breit, Pfarrer in Palting, hat
auf die Pfarre resigniert und wird mit
1. Jänner 1977 in den dauernden Ruhe-
stand übernommen. Pfarrer Breit wird
gleichzeitig zum Seelsorger im Bezirks-
altenheim Mattighofen bestellt.

Kan. Karl Kalchgruber, Dechant und
Pfarrer in KirchdorflM., wird Pfarrprovi-
sor excurrendo von Palting - mit 1. Jän-
ner 1977.

Doctoraal Roswitha Unfried, Kongrega-
tion der Frauen von Bethanien, wurde mit
Rechtswirksamkeit vom 1. November 1gT6
als Assistentin für alttestamentlictre Bi-
belwissenschaft für das Studienjahr
7976177 an der Phii.-theol. Hochschule
Linz mít einer halbtägigen Verpflichtung
bestellt. Zudem wird sie als PaÀtoralassi-
stentin in der Pfarrexpositur St. paul-
Pichling mitarbeiten.

Dr. Helmuth Pree (Laie), Universitäts-
assistent in Linz, erhielt die allgemeine
Approbation als Advokat beim- Linzer
Diözesangericht.

Auszeichnung
Der Bundespräsident hat Kons.-Rat

Mag. Georg Glechner, Religionsprofessor
am 3. Bundesgymnasium Linz, den Titel
,,Oberstudienrat" und

Kons.-Eat Alois Fellmayr, Religions-
hauptlehrer an der Berufsschule II LInz,
den Titel ,,Schulrat" verliehen.

Mag. Bernhard Liss, Referent im pasto-
ralamt der Diözese, wurde an der Univer-

sität Graz zum Doktor der Theologie pro-
moviert,

Verstorben
Kons.-Rat Rudolf Enzinger, em. De-

chant und Pfarrer von Neumarkt, Ehren-
bürger der Gemeinde Neumarkt i. M., ist
am 24. Oktober 1976 in Linz verstorben.

Dechant Enzinger wurde am b. Februar
1895 in Linz geboren und am 29. Juní1g22
zum Priester geweiht. Als Seelsorger tÃ/ar
er zunächst in Ut
sten, Pregarten, Re
Schwanenstadt und
1935 bis 7972 war er Pfarrer in Neumarkt
im Mühlkreis, von 1961 bis 1970 auch De-
chant des Dekanates Freistadt. Seinen
Ruhestand verbrachte er in Freistadt, wo
er noch eifrig seelsorgliche Aushilfe lei-
stete.

Arn 29. Oktober Lg76 wurde er auf dem
Pfarrfriedhof von Neumarkt i. Mkr. bei-
gesetzt.

G. R. Franz Beham, Pfarrer in St. Ni-
kola a. d. D,, ist am 80. Oktober Ig76
plötzlich verstorben.

Pfarrer Beham íst am lb. September
1913 ín Schardenberg geboren und wurde
am 29. Juni 1938 zum Priester geweiht.
Die Posten seiner priesterlichen fätigkeit
'waren Ungen
pfarre, Bad Is
ten. Seit 1958
an der Donau.

Pfarrer Beham wurde am 3. Novem-
ber 1976 in St. Nikola a. d. D. beerdigt.

Kons.-Rat Karl Thöne, Ehrenkanonikus
des Linzer Domkapitels, Generaldechant
und Stadtpfarrer von Grein, Ehrenbürger
der Stadt Grein, ist am 5. November 1gZ6
im Krankenhaus Wels verstorben.

Kan. Thöne ist am 6. August 1g0g in
Gütersloh/V/estfalen geboren und wurde
am 2. Priester ge-
weiht. dem Kriegs-
dienst in I(oller-
schlag, ed i. I. und
Bad Ischl. 1952 kam er als Benefiziat nach
Kallham. Seit 1956 war er Stadtpfarrer ín
Grein und bis 19?4 auch Dechant des De-
kanates Grein. 1970 wurde er Kreis-
dechant des Innviertels und 1g?b General-
dechant der Diözese Linz.

Die Beerdigung fand am 12. Novem-
ber 1976 in Grein statt.

Kons.-Rat Johann Dürr, Kapitular-Ka-
nonikus von Mattsee, Pfarrer i. R., ist am
6. November 7976 in Mattsee verstorben.

Kan. Dürr wurde am 16. Jänner lBgB in

e

e

Ernsthofen, NÖ., geboren und wurde am
29. Juni 1916 zum Priester geweiht. Sta-
tionen seiner Seeisorgstätigkeit waren
Leonding und Münzkirchen als Koopera-
tor, Urfahr als Bürgerschulkatechet, Wai-
zenkirchen und Mondsee als Kooperator
und Neukirchen a. W. als Benefiziat. 1938
wurde er Pfarrer in Pöndorf, 1946 Dechant
des Dekanates Frankenmarkt. Von 1948
bis 1963 war er Pfarrer in Mondsee. Nach
seiner Pensionierung übersiedelte er in
das Kollegiatstift Mattsee.

Kan. Dürr wurde am 10. November 1g?6
in I\{attsee beerdigt.

G. R. Johann Baireder, Pfarrer
in Pramet und Pfarrprovisor von Pattig-
ham, Bezirks-Feuerwehrkurat, ist am
14. November 1976 in Eberschwang töd-
lich verungiückt.

Pfarrer Baireder wurde am 20. Septem-
ber 7922 in Dimbach geboren; nach seinem
Studium und Militärdienst in Rußland
wurde er am 29. Juni 1950 zum Priester
geweiht. Als Kooperator war er in Wei-
tersfelden, Schörfling und Lenzing, Lie-
benau und St. Martin bei Traun, als Pfarr-

170. Caritas-fnrention:
Die Caritas-Intention für den Monat

Dezember empflehlt allen Katholiken, die
durch die Fastenordnung verpflichtet sind,
eine gute Tat zu setzen, die weihnacht-
liche Sozialhilfe der Caritas zu unter-
stützen.

Die Weihnachtsbotschaft verkündet je-
nen Menschen Frieden, die guten \Millens
sind. Zum Wollen gehört das Helfen. Hel-
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provisor in Gampern, Aurach und Sankt
Thomas am Blasenstein. Seit 1. August
1966 war er Pfarrer in Pramet und zu-
gleich Pfarrprovisor excurrendo in Pattig-
ham.

Pfarrer Baireder wurde am 19. Novem-
ber 1976 in Pramet bestattet.

G. B. P. Berthold Georg Schnurer OFM
Cap. ist am 18. November 19?6 in Linz
verstorben.

P. Berthold Schnurer wurde am 2. Sep-
tember 1910 in Regensburg geboren, trat
1928 in den Kapuzinerorden ein und wurde
am 29. Juni 1937 zum Priester geweiht.
Drei Stationen prägten seine Persönlich-
keit: 1937 begann er seine Tätigkeit als
Kaplan in Wien-Gatterhöl2l (Kriegsdienst
von 1939 bis 1945 in Frankreich und Ruß-
land); von 1952 bis 1955 war er als Guar-
dian in Klagenfurt. Seit 1955 wirkte P.
Berthold in L,inz: Pfarre St. Matthias, An-
tonius-Heim und Bad Mühllacken.

P. Berthold Schnurer wurde am 24. No-
vember 1976 am Barbara-Friedhof in Linz
beerdigt.

Weihnacht der Armen
fen macht froh. Weihnachten ist nicht nur
da, um zu empfangen, sondern auch um zu
geben. Es warten noch viele in den dunk-
Ien Ecken und in den sozialen Hinterhöfen
unseres Landes, daß ihnen geholfen werde.
Die Caritas darf sie nicht übersehen und
noch weniger die berechtigten Bitten je-
ner, die zu dieser Zeit an sie herangetra-
gen werden. Wir bitten für die Weihnacht
der Armen.
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l7l. Literatur
(1) Rafael J. Kleiner, Basisgemeinden in

der Kirche. Was sie arbeiten 
- wie sie

wirken. Verlag Styria Graz, Wien, Köln,
278 Seiten, kartoniert, S 259.-.

Pater Rafael J. Kleiner OSB, Professor
für praktische Theologie und Pastoral-
liturgie an der päpstlichen Universität
S. Anselmo, Rom, versucht in diesem
Buch, das Phänomen der Spontangruppen
oder Basisgemeinden einer kritischen so-
ziologischen wie theologischen Analyse zu
unterziehen. Nach einem interessanten
Überblidr über diese Gruppen in den ver-
schiedenen Ländern zeigt der Autor an
den Beispielen Italiens und der Stadt Rom
die wichtigsten Strukturen und Ziele die-
ser Basisgemeinden auf. Von einem ver-
tieften Verständnis des Evangeliums und

einer neuen Gestaltung des Kultes und
der Liturgie ist eine Erneuerung der Kir-
che zu erwarten; durch den Protest dieser
informellen Gruppen gegen manche For-
men des kirchlichen Lebens geraten einige
an den Rand der Kirche. P. Rafael Kleiner
versucht, scharfe Kriterien für ihre Kirch-
lichkeit aufzustellen und vertritt die Auf-
fassung, daß nur eine möglichst pluriforme
Kirche den vielschichtigen Aufgaben in
der Gesellschaft heute gerec}rt werden
kann.

(2) Aber Verweilen ist Staunen. Texte
und Lieder für Meditation und Gottes-
dienst. Herausgegeben von einer Katholi-
schen Hodrschulgemeinde. Verlag Styria
Graz, Wien, Köln, 175 Seiten, kartoniert,
s 168.-.
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_ .D_"r vorljegende Buch beinhaltet Texte,
Lieder, Gebete und Worte der Schrift, zu-
sammengetragen zu Themen, die einer_
seits dem Alltag des menschlichen Lebens
nachspüren, auf der anderen Seite die

für sich oder in der Gemeinde.

Bereits 1975 érschien im Verlag Herder
von denselben Autoren ein Werkbuch für
die pastoralliturgische praxis mit dem Ti_tel ,,Zeichen der Hoffnung in Tod und
Trauer".

Die Volksausgabe mit dem Untertitel
"Sterbegebete und Totengedenken,, istfür den privaten wie für ãen Gebrauchder Vorbeter in Nachbarschaften und
Wohngemeinschaften gedacht.

(4) Meßbuch '77, 608 Seiten, Snolin fle_

L72.

(1) ,,Pfarramt,, im Telefonbuch
Um das Suchen bzw. Finden des pfarr_

amtes im Telefonbuch zu erleichtern, wird
allen Pfarren empfohlen, bei der näóhsten
Neuauflage des Telefonbuches das pfarr_

(2) Missionswerk der Kinder
In manchen Pfarren ist eine Unklarheit

entstanden, wann heuer die Kollekte für

xibel, DM 10.80. Verlag Butzon & Bercker,
Kevelaer, in Gemeinschaft mit Kösel-Ver.-
lag und Verlag Kath. Bibelwerk.

Die vollständigen Meßtexte für Sonn-
und Festtage nach den authentischen li-
turgischen Ausgaben der Bistümer des
deutschen Sprachgebietes. Mit der Feier
der Gemeindemesse. Einführungen und
Redaktion: Eleonore Beck.

Das Meßbuch '77 führt die bewährte
Reihe der Meßbücher zum Kalenderpreis
fort; besonders ä1tere Menschen schäizen
die praktische Anordnung, das leichte Zu_
rechtflnden durch Angabe des jeweitigen
Datums und das gut lesbare Schriftbild.
Das Buch ist zum Vorbereiten und Nach-
lesen daheim ebenso geeignet wie zur Me-
ditation und will Brücke sein zwischen Le-
ben und Gottesdienst.

(5) Bei ihm sein, Ein Jugendbrevier-.
Herausgegeben von den Bõnediktinern
von Kremsmünster im Eigenverlag Stift
Kremsmünster; für den InhaÌt verant-
wortlich: Pater Christian Haidinger. 210
Seiten. Preis: S Sb.-.

In verschiedenen Gebetskreisen, bei der
monatlichen Jugendvesper in Kremsmün_

Im Anschluß
Kirche bietet d
den Tag drei
Oratio, Vesper.
r Beten ine noch ein
r

Aviso

das Missionswerk der Kinder (,,Krippen-
opfer") ist, weil im Direktorium dafür der
11. Jänner und im Kollektenkalender der
26. Dezember angegeben sind. Die pfarr-
seelsorger mögen trachten, daß das Ergeb_
nis für das Missionswerk der Kinder heuer
nicht ausbleibt.

(3) Pfarre B,a¡l Zell
Auf Grund der Änderung des Namens

der Gemeinde Zell bei Zelhõf wurde nach
Zustimmung des Konsistoriums auch die
Pfarre umbenannt in pfarre ,,Bad. ZeII,'.

(4) Strobl - Akcenta
Die Salzburger Firma Josef Strobl

(Waldbergergasse 33) tritt in Ietzter Zeit
mit gleicher Adresse unter dem Namen
,,'Warenhausgesellschaft Akcenta'r ¿rrf 

-siehe daztr Linz,er Diözesanblatt Oktober
1 976.

Franz Hackl
Kanzleidirektor

Bischöfiches Ordinariat Linz

Linz, am l. Dezenher 1976
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(5) Biberschwanzziegel
Das Pfarramt Friedburg hat von der

Filialkirche Heiligenstatt 1060 nelre
Biberschwanzziegel zum alten Preis von
S 6.90 anzubieten. Interessenten mögen
sich an das Pfarramt 5211, Friedburg 5
wenden.

Weihbischof Dr. Alois Wagner
Generalvikar
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